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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 

- Drucksache 1192 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Böhm (Frankfurt): 


L Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Bericht legt der Ausschuß 
für Fragen der Wiedergutmachung eine Novelle 
zum Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des Öffentlichen Dienstes (BWGöD) vor, die auf 
Grund der Bundestagsdrucksache 1192 ausgearbei- 
tet worden ist. 

Die ursprüngliche Vorlage der Regierung ent- 
hielt Änderungen des Gesetzes, die sich im we- 
sentlichen unter drei Gesichtspunkte ordnen las- 
sen: 

1. Änderungen redaktioneller Art, die sich durch 
die jahrelangen Erfahrungen der Praxis als 
notwendig herausgestellt haben. 

2. Eine notwendige Anpassung der Vorschriften 
des Gesetzes an einige andere inzwischen er- 
lassene Gesetze, so insbesondere an das Bun- 
desentschädigungsgesetz und an das Gesetz zu 
Art. 131 GG. 

3. Erweiterungen des Personenkreises. Der Regie- 
rungsentwurf sah die Einbeziehung eines Per- 
sonenkreises vor, dessen Angehörige nach der 
Auffassung der Gerichte und der herrschenden 
Meinung nicht eindeutig Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes waren, wohl aber kraft ihres 
Wirkens im Rahmen öffentlich-rechtlicher In- 
stitutionen den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes entschädigungsrechtlich als gleichge- 
stellt angesehen werden sollten, nämlich vor 
allem die Privatdozenten und die nichtbeamte- 
ten außerordentlichen Professoren an wissen- 
schaftlichen Hochschulen. Darüber hinaus sollte 
Vorsorge für die Frauen der Kriegsgefangenen 
getroffen und eine Verbesserung für diejenigen 


Angestellten und Arbeiter eingeführt werden, 
denen nach dem bisherigen Gesetz lediglich ein 
Anspruch auf Wiedereinstellung, nicht aber An- 
sprüche vermögensrechtlicher Art zugestanden 
war. Als wichtig zu erwähnen bleibt endlich, 
daß der Regierungsentwurf eine wesentliche 
Verbesserung der Bestimmungen zur Förde- 
rung der Unterbringung vorsah und damit dem 
Wunsche des Bundestages Rechnung trug, die 
bisher in den Haushaltsgesetzen 1952 und 1953 
enthaltenen Bestimmungen in das Gesetz selbst 
einzubauen. 

Demgegenüber hat der Ausschuß unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung, die infolge der Recht- 
sprechung entstanden war und weithin Anlaß zur 
Kritik gegeben hatte, aber auch gewisse Lücken des 
Gesetzes hatte offenkundig werden lassen, und in 
Beachtung zahlreicher Verbesserungswünsche, die 
dem Ausschuß von Einzelpersonen und Organisa- 
tionen zugegangen waren, die Frage geprüft, ob 
nicht eine tiefgreifendere Veränderung des Ge- 
setzes unabdingbar geworden sei. Bei dieser Prü- 
fung hat sich der Ausschuß davon überzeugt, daß 
in der Tat Erv/eiterungen dieser Art vorgenom- 
men werden sollten mit dem Ziel, eine Reform des 
Wiedergutmachungsrechts für den öffentlichen 
Dienst zu erreichen, die dem wahren Grundgedan- 
ken der Wiedergutmachung gerecht wird. 

Die Beratungen des Ausschusses haben dabei 
einmal zu einer weiteren Verbreiterung des Krei- 
ses der Anspruchsberechtigten, ferner zu einer 
Verbesserung der Ansprüche bereits Anspruchsbe- 
rechtigter und endlich zu einer noch weitergehen- 
den Anpassung des Gesetzes an inzwischen ergan- 
gene Gesetze, z. B. Bundesentschädigungsgesetz 
(BEG), Bundesvertriebenengesetz, Gesetz zu Art. 
131 GG geführt, wobei der Ausschuß vor allem 
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Wert darauf legte, daß Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung nicht schlechter gestellt würden 
als nichtverfolgte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen 
werden in ihrer Gesamtheit naturgemäß zu einer 
Wiederaufnahme bereits abgeschlossener Verfah- 
ren führen, so daß Bestimmungen über die Wie- 
dereröffnung der bereits abgelaufenen Fristen er- 
forderlich wurden. Soweit neue Personenkreise 
einbezogen wurden, mußte auch die Frage des 
Zahlungsbeginns geregelt werden, wobei sowohl 
auf die berechtigten Interessen der Anspruchsbe- 
rechtigten als auch auf Gegebenheiten und Mög- 
lichkeiten des Staates Bedacht genommen werden 
mußte. 

So stellt der vom Ausschuß empfohlene Gesetz- 
entwurf mehr dar als eine bloße Novellierung, 
weshalb eine vollständige Neufassung des BWGöD 
vorgelegt wird. Der Ausschuß legt Wert auf die 
Feststellung, daß der von ihm beabsichtigte Er- 
folg des Gesetzes davon abhängig ist, daß bei des- 
sen Auslegung und Handhabung durch Gerichte 
und Verwaltungsbehörden unter Ausschaltung 
jeder Kleinlichkeiten und unter verständnisvollem 
Hineinleben und Hineindenken in die zur Zeit der 
Verfolgung seinerzeit obvv^altenden Verhältnisse 
sowie unter Berücksichtigung der Beweisnot vieler 
Antragsteller dem Geist und Zweck des Gesetzes 
entsprechend verfahren wird. Der Ausschuß hat 
erwogen, ob er dem Bundestag die Voranstellung 
einer Präambel vorschlagen sollte, die diesen Ge- 
sichtspunkt in rechtsverbindlicher Form festlegt. 
Er hat jedoch geglaubt, darauf verzichten zu kön- 
nen, da dieser Grundsatz auch inzwischen vom 
Bundesgerichtshof ausgesproclien worden ist, so 
insbesondere in dessen Entscheidung vom 22. No- 
vember 1954 (vgl. Rechtsprechung zum Wiedergut- 
machungsrecht, Beilage zur Neuen Juristischen 
Wochenschrift 1955, Heft 2 Seite 57): 

„Ziel und Zweck der Rückerstattungs- und Ent- 
schädigungsgesetzgebung ist, das verursachte Un- 
recht sobald und soweit als irgend möglich wie- 
dergutzumachen. Eine Auslegung des Gesetzes, 
die möglich ist und diesem Ziel entspricht, ver- 
dient daher den Vorzug gegenüber jeder ande- 
ren Auslegung, die die Wiedergutmachung er- 
schwert und zunichte macht.“ 

Ferner ist erforderlich, daß die Verfahren mit 
größter Beschleunigung abgewickelt werden, d. h. 
daß Bund und Länder den Personalbestand in 
ihren gegenwärtigen Dienststellen nicht etwa ab- 
bauen, sondern daß insbesondere diejenigen Sach- 
bearbeiter, die schon eingearbeitet sind, der weite- 
ren Bearbeitung erhalten bleiben. Es wird Sache 
des Bundestages sein, zu überwachen, daß ent- 
sprechend diesen Forderungen auch tatsächlich bei 
den Behörden verfahren wird. 

In der Öffentlichkeit sind gelegentlich Befürch- 
tungen vorgebracht worden, daß Beamten und Be- 
diensteten, die mit der Bearbeitung der Wiedergut- 


machungsfälle innerhalb ihrer Dienststelle betraut 
sind, Nachteile in bezug auf ihre Beförderungen 
erwachsen. Soweit derartiges vorgekommen sein 
und seinen Grund in der Wiedergutmachungsfeind- 
lichkeit von Dienststellen gehabt haben sollte, 
würde es sich um Vorfälle handeln, deren Ver- 
werflichkeit offen zutage liegt. Nach den Erfah- 
rungen, die mit der Durchführung des Gesetzes 
bisher gemacht worden sind, kann es sich dabei 
aber nur um beklagenswerte Ausnahmen in einem 
oder dem anderen Lande oder der einen oder 
anderen Dienststelle handeln; es würde nach 
der Überzeugung des Ausschusses ein bitteres Un- 
recht gegen die mit der Durchführung des Gesetzes 
bisher betrauten Dienststellen sein, hier von einer 
Tendenz zu sprechen, die Anlaß zur Unruhe gibt. 
Dagegen scheint dem Ausschuß ein anderer Ge- 
sichtspunkt wichtig zu sein. Es ist tatsächlich vor- 
gekommen und kann auch immer wieder Vorkom- 
men, daß Beamte und Bedienstete, die innerhalb 
ihrer Dienststelle mit der Bearbeitung von Wie- 
dergutmachungsfälien betraut sind, Nachteile in 
ihrem dienstlichen Fortkommen deshalb erleiden, 
weil sie infolge dieser Spezialisierung angeblich 
oder tatsächlich die Fühlungnahme mit den übri- 
gen Aufgaben ihres Ressorts vorübergehend ver- 
lieren. Der Ausschuß hält es für wichtig, darauf 
aufmerksam zu machen, daß auch Benachteiligun- 
gen aus einem solchen Grunde unter allen Umstän- 
den vermieden werden müssen, einmal, weil sie 
geeignet sind, die Geneigtheit tüchtiger Beamter, 
sich für diese Aufgabe zur Verfügung zu stellen, 
fühlbar zu beeinträchtigen, und zum anderen, weil 
die bloße Tatsache im In- und Ausland mißdeutet 
werden könnte. 

Bevor auf die Einzelheiten des Gesetzentwurfs 
eingegangen wird, bleibt noch hervorzuheben, daß 
trotz der sehr erheblichen Änderungen und Er- 
weiterungen die bisherige Paragraphenfolge bei- 
behalten worden ist. Der Ausschuß hat damit der 
Tatsache Rechnung tragen wollen, daß sich sowohl 
bei den bearbeitenden Behörden als auch ir der 
Öffentlichkeit im Laufe der vergangenen 5 Jah.c 
mit den einzelnen Paragraphen die Vorstellung der 
darin geregelten Materie verbunden hat. Die Be- 
stimmungen des vorliegenden Entwurfs haben die 
einstimmige Billigung der Mitglieder des Wieder- 
gutmachungsausschusses gefunden. Es ist aber an- 
zumerken, daß einige beantragte Erweiterungen 
von der Mehrheit des Ausschusses abgelehnt wor- 
den sind. Der Ausschuß für Beamtenrecht, dem der 
Gesetzentwurf zur Mitberatung überwiesen wor- 
den war, hat dem Entwurf zugestimmt. 

II. Im einzelnen 

Zu dem Entwurf ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 

1. Das Mantelgesetz enthält in Artikel I bis VII 
Vorschriften, die durch die Neufassung des Geset- 
zes erforderlich geworden sind, sowie Änderun- 
gen anderer Gesetze. 
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Zu Artikel IV Nr. 2 ist zu bemerken: 

Diese Bestimmung sieht vor, daß Berechtigte, 
deren Wiedergutmachung in der Vergangenheit 
durch Vergleich geregelt worden ist, eine Abände- 
rung des Vergleichs beantragen können, wenn 
ihnen nach bisherigem Recht eine Wiedergut- 
machung nur in geringerem Umfange zustand. Der 
Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß die- 
ser Fall nicht nur dann gegeben ist, wenn das neue 
Gesetz materiell weitergehende Ansprüche ge- 
währt, sondern auch dann, wenn die Rechtsstel- 
lung des Berechtigten sich bei Zugrundelegung 
des neuen Gesetzes in irgendeiner Weise günstiger 
gestaltet, mag sich diese Vergünstigung auch ledig- 
lich auf eine Umkehrung oder Erleichterung der 
Beweislast oder Beweisanforderung beziehen. 

2. Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 bindet die Voraussetzungen der Wie- 
dergutmachung nach diesem Gesetz an die des 
BEG. Der Ausschuß ging dabei von der Erwägung 
aus, es sei notwendig, in allen Wiedergutmachungs- 
gesetzen an den gleichen Verfolgungstatbestand 
anzuknüpfen. Im Hinblick darauf, daß der Ver- 
folgungstatbestand in der hio volle zum BEG* cino 
Erweiterung erfahren wird, die dann auch auf das 
BWGöD rückwirkt, spricht der Ausschuß die Er- 
wartung aus, die Verwaltungsbehörden und Ge- 
richte sollten ein Wiedergutmachungsverfahren 
aussetzen, wenn nach dem dem Bundestag z. Z. 
vorliegenden Entwurf der Novelle zum BEG zu 
erkennen ist, daß sich auf Grund der Neufassung 
des Verfolgungstatbestandes nach Inkrafttreten 
der Novelle eine günstigere Entscheidung als nach 
der bisherigen Fassung des Gesetzes ergeben wird. 
Absatz 2 stellt klar — wie bisher schon in Praxis 
von den Verwaltungsbehörden gehandhab^ aber 
von den Gerichten nicht anerkannt — , daß auch 
der Dienst von Personen deutscher Staats- oder 
Volkszugehörigkeit bei öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren in Gebieten, die in Absatz 2 genannt 
sind, als öffentlicher Dienst im Sinne dieses Ge- 
setzes gilt. 

3. Zu § 2 

Zu der Neufassung des Absatzes 1 wird festge- 
stellt, daß die Professoren an Musik- und Kunst- 
hochschulen keiner Sonderregelung bedürfen, weil 
sie ohnehin zum Personenkreis des § 2 gehören, 
da ihre Beschäftigung immer auf einem Anstel- 
lungsvertrag beruht. Die besondere Rechtsstellung 
der Privatdozenten und nichtbeamteten außer- 
ordentlichen Professoren an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen, die Anlaß zu der Bestimmung 
des § 2 Abs. 1 Satz 2 gegeben hat, ist eine auf der 
geschichtlichen Entwicklung der wissenschaftlichen 
Hochschulen beruhende Eigentümlichkeit und 
kommt außerhalb dieses Bereichs nicht vor. 

4. Zu § 3 

In Absatz 1 Nr. 1 ist in Übereinstimmung mit 
dem Bundesvertriebenengesetz und dem Lasten- 


ausgleichsgesetz der Stiditag auf den 31. Dezember 
1952 verlegt worden. 

Zweifelsfragen haben sich im Zusammenhang 
mit der Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe d 
ergeben. Die jetzige Vorschrift hat die Sowjet- 
zonenflüchtlinge den anderen Berechtigten gleich- 
gestellt, während diese bisher nur gleichgestellt 
werden konnten. Da für die Feststellung, ob 
eine Person Sowjetzonenflüchtling im Sinne des 
§ 3 des Bundesvertriebenengesetzes ist, die Zu- 
ständigkeit der den Flüchtlingsausweis C erteilen- 
den Flüchtlingsbehörde gegeben ist, die Wieder- 
gutmachungsbehörde jedoch die nach dem BWGöD 
erforderlichen Voraussetzungen in eigener Zustän- 
digkeit prüft, kann sich der Fall ergeben, daß die 
Wiedergutmachungsbehörde einem Antragsteller, 
der den Flüchtlingsausweis C besitzt, die Flücht- 
lingseigenschaft abspricht oder umgekehrt. Der 
Ausschuß war der Meinung, daß die Mißlichkeiten, 
die sich hieraus ergeben, in Kauf genommen wer- 
den müssen. Im übrigen wurde dem Ausschuß mit- 
geteilt, daß Doppelzuständigkeiten solcher Art, die 
sich auch aus anderen Gesetzen ergeben haben, 
sehr zweckmäßig dadurch vermieden werden konn- 
ten, daß zwischen den beteiligten Behörden eine 
Koordinierung stattfindet. 

5. Zu § 5 

Zu Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c, der Angestellten 
und Arbeitern Wiedergutmachung für den Fall ge- 
währt, daß ihre Übernahme in das Beamtenver- 
hältnis abgelehnt worden ist, obwohl die Voraus- 
setzungen dafür bei Anwendung rechtsstaatlicher 
Grundsätze Vorlagen, war sich der Ausschuß dar- 
über einig, daß unter „rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen‘‘ diejenigen rcchtsstaatlichen Grundsätze zu 
verstehen sein sollen, die vor dem 30. Januar 1933 
frei von jedem nationalsozialistischen Gedanken- 
gut gegolten haben. Andererseits müssen den Wie- 
dergutmachungsberechtigten bei der Beurteilung 
der Frage, ob eine Beamtenstelle zur Verfügung 
stand, die durch Ausweitung der Staatsaufgaben 
durch den Nationalsozialismus tatsächlich obwal- 
tenden Verhältnisse zugute kommen, damit hier 
eine Benachteiligung gegenüber den nichtgeschä- 
digten Bediensteten vermieden wird. 

6. Zu § 7 

war sich der Ausschuß darüber einig, daß unter 
„Einverständnis des Geschädigten mit der schä- 
digenden Maßnahme“ auch der Fall zu verstehen 
ist, daß ein Angehöriger des öffentlichen Dienstes, 
dessen Dienstverhältnis mit der Ablegung der den 
Vorbereitungsdienst abschließenden Prüfung ge- 
endet hat, keinen Antrag auf Übernahme als Be- 
amter gestellt hat, weil er mit der Ablehnung des 
Antrags aus Verfolgungsgründen oder mit Verfol- 
gungsmaßnahmen rechnen mußte. 

7. Zu § 8 

Der Ausschuß hat geglaubt, die bisherige Rege- 
lung des Absatzes 1 unverändert beibehalten zu 



können, obwohl sich aus ihrer Anwendung eine 
Schlechterstellung verfolgter Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes im Vergleich zu Nichtver- 
folgten ergibt. Der Ausschuß hielt es aber nicht für 
vertretbar, diese Schlechterstellung dadurch zu be- 
seitigen, daß er auf die Möglichkeit, auch bloß no- 
minelle Mitglieder der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen von der Wiedergutmachung auszu- 
schließen, verzichtete, sondern hat statt dessen mit 
Hilfe einer Fiktion diese Personen durch § 31 a 
dem Personenkreis aus dem Gesetz zu Art. 131 GG 
gleichgestellt. Dagegen konnte sich der Ausschuß 
nicht entschließen, politisch stärker belasteten Ver- 
folgten ebenfalls diese Wohltat zugute kommen zu 
lassen, da sonst zu befürchten wäre, daß Personen 
in den öffentlichen Dienst einrücken, deren Be- 
schäftigung in diesen Stellen vom heutigen Staate 
nicht gewünscht werden kann. Der Ausschuß ist 
der Auffassung, daß bei dem Gesetz zu Art. 131 
GG großzügiger verfahren worden ist, als es im 
Interesse des demokratischen Staatsaufbaus lag. 
Es wurde insbesondere zum Ausdruck gebracht, 
daß von den mit der Durchführung des Gesetzes 
zu Art. 131 GG befaßten Behörden diejenigen Ge- 
setzesbestimmungen, die gegen die Gefahr einer 
solchen Infiltration schützen sollen, fast durchweg 
nicht angewendet zu werden pflegen. 

8. Zu § 9 

§ 9 regelt die Wiedereinstellung des geschädigten 
Beamten sowie die ihm zu gewährende Rechtsstel- 
lung. 

In Absatz 2 ist in Satz 1 in der bisherigen For- 
mulierung „dem Geschädigten ist die Rechtsstel- 
lung und die Besoldung zu gewähren, die er im 
regelmäßigen Verlauf seiner Dienstlaufbahn vor- 
aussichtlich erreicht hätte, wenn er nicht entlassen 
oder vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden 
wäre“, das Wort „regelmäßigen“ gestrichen wor- 
den. Hiermit soll klargestellt werden, daß bei der 
Rekonstruktion der Dienstlaufbahn des Geschädig- 
ten nicht auf eine Durchschnittslaufbahn abzustel- 
len ist, sondern auf die individuelle Laufbahn ge- 
rade dieses geschädigten Beamten. Das Wort „vor- 
aussichtlich“ ist nicht im Sinne von „an Gewiß- 
heit grenzender Wahrscheinlichkeit“ auszulegen, 
sondern im Sinne von „nach menschlichem Ermes- 
sen zu erwarten“. In diesem Zusammenhang wur- 
de dem Ausschuß ein Urteil des 13. Zivilsenats des 
Kammergerichts Berlin vom 9. Juli 1955 vorge- 
legt, in dessen Entscheidungsgründen ausgeführt 
wird: 

Schließlich darf nicht übersehen werden, daß 
derartige Snitzenstellungen zur Zeit der Herr- 
schaft des Nationalsozialismus, die als faktische 
Tatsache nicht hinweggedacht werden kann, ohne 
daß man in das Gebiet der reinen Hypothese 
käme, mit solchen Polizeioffizieren besetzt wur- 
den, die Anhänger des Nationalsozialismus wa- 
ren. Dies wäre kein nationalsozialistisches Un- 
recht. Denn es kann keinem Staate verwehrt 
werden, in die Spitzenstellungen der Verwaltun- 


gen diejenigen zu bringen, die der jeweils herr- 
schenden politischen Richtung entsprechen. Wenn 
der Kläger als Nichtparteigenosse aus diesem 
Grunde eine derartige Spitzenstellung nicht er- 
reicht hätte, so wäre ihm diese Spitzenstellung 
nicht als politischem Gegner versagt worden, 
sondern weil seine Mitbewerber der damaligen 
Staatsführung genehmer waren. 

Und in einem Urteil der 196. Zivilkammer des 
Landgerichts Berlin vom 28. Januar 1955 heißt es 
in den Entscheidungsgründen; 

Der allgemeine politische Umschwung des Jah- 
res 1933 hat auch auf die Schulpolitik seinen Ein- 
fluß ausgeübt. Die Schulreform insbesondere, die 
bis dahin die Kraft ihrer Entwicklung in erheb- 
lichem Maße aus sozialistischen und zum Teil 
kommunistischen Wurzeln geschöpft hatte, wan- 
delte sich, nachdem sie vorübergehend ins Stok- 
ken geraten war, u. a. vom kollektivistischen 
Verantwortungsbewußtsein zum Führerbewußt- 
sein, wie der Sachverständige X besonders her- 
vorgehoben hat. Der Kläger, der vom N^-Re- 
gime als Sozialist aus dem öffentlichen Dienst 
entfernt worden ist, hätte, wenn ihm dieses Un- 
recht nicht widerfahren wäre, bei der weiteren 
Dienstausübung mit seiner politischen Einstel- 
lung keine Aussicht mehr gehabt, auf einen ein- 
flußreichen Posten wie den eines Magistrats- 
schulrates zu gelangen; zumal auf dem Gebiete 
der Schulreform konnte seine Mitwirkung an ge- 
hobener Stelle nicht mehr genehm sein. 

Der Ausschuß ist einstimmJg der Ansicht, daß 
derartige Ausführungen geeignet sind, das Ver- 
trauen der Allgemeinheit in die Rechtsprechung 
weitgehend zu erschüttern. 

9. Zu § 11a 

Zu Absatz 1 Satz 3 gibt der Ausschuß seiner 
Meinung dahingehend Ausdruck, daß das Wort 
„können“ für die Behörden keine Ermessensfrei- 
heit darstellt, diese haben vielmehr regelmäßig im 
genannten Sinne zu verfahren, wenn nicht kon- 
krete Gegengründe vorliegen. 

10. Zu § 12 

Diese Vorschrift hat eine bedeutende Erweite- 
rung erfahren. Bei einem auf Zeit gewählten oder 
ernannten Beamten wird nunmehr unterstellt, daß 
er bis zum 31. Dezember 1946, längstens jedoch bis 
zum Eintritt der Dienstunfähigkeit oder bis zur 
Vollendung des 68. Lebensjahrs oder bis zu seinem 
Tode im Amt verblieben wäre. Damit ist ein be- 
sonderes Anliegen dieses Personenkreises erfüllt 
worden. 

Der Stichtag des 31. Dezember 1946 ist mit Rück- 
sicht auf den im Herbst 1946 erfolgten Abschluß 
der ersten freien Kommunalwahlen seit 1933 ge- 
wählt worden. 

11. Zu § 16 

ist darauf hinzuweisen, daß sich bei einer Wie- 
dergutmachungsverpflichtung des Bundes die Wie- 
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derauf nähme politisch beeinflußter Disziplinarver- 
fahren nach Artikel 8 und 9 des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Dienststrafrechts vom 
28. November 1952 (BGBL I S. 749) regelt. Soweit 
die Wiedergutmachungspflicht andere Diensther- 
ren trifft, für deren Bereich eine Regelung über 
die Beseitigung dienststrafrechtlicher Maßnahmen 
noch nicht getroffen ist, hilft die Vorschrift des 
§ 27 Abs. 2 dieses Gesetzes. 

12. Zu § 20 

Der Ausschuß erörterte die Frage der Wiedergut- 
machungsansprüche der Berufssoldaten im Hinblick 
auf das Freiwilligengesetz. Er gelangte zu der 
Überzeugung, daß die Zubilligung eines uneinge- 
schränkten Wiedereinstellungsanspruchs — wie bei 
den geschädigten Beamten — auf dieser Rechts- 
grundlage noch nicht möglich, dies vielmehr erst 
nach Verabschiedung des Soldatengesetzes angän- 
gig ist, weil auf der Grundlage des Freiwilligen- 
gesetzes nur Dienstverhältnisse auf Probe und auf 
freiwilliger Grundlage begründet werden können. 

13. Zu §§ 21, 21a 

Diese Vorschriften bringen eine wesentliche Ver- 
besserung der Wiedergutmachung für Angestellte 
und Arbeiter: 

a) nach § 21 Abs. 4 sind auch Schäden in der zu- 
sätzlichen Alters- und Hintcrbliebenenversor- 
gung wiedergutzumachen; 

b) § 21a stattet die Angestellten und Arbeiter, so- 
weit sie keinen vertraglichen Anspruch auf Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
oder auf Ruhelohn haben und soweit sie eine 
Dienstzeit von mindestens 15 Jahren ohne die 
Schädigung aufzuweisen hatten, nunmehr mit 
einem Anspruch auf Bezüge aus. Da gegenüber 
der Regierungsvorlage der Stichtag des Inkraft- 
tretens des Gesetzes für die Bemessung der 
Dienstzeit gestrichen worden ist, besteht für 
jeden Geschädigten die Möglichkeit, in die Frist 
von 15 Jahren hineinzuwachsen. Hierdurch soll 
auf den wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn ein Druck zur Wiedereinstellung der ge- 
schädigten Arbeiter und Angestellten ausgeübt 
werden. 

c) In § 21 Abs. 3 ist der Hinweis auf § 9 Abs. 2 
Satz 2 durch Streichung der Worte „Satz 2“ auf 
den gesamten Absatz 2 ausgedehnt worden, um 
klarzustellen, daß auch alle übrigen Bestim- 
mungen des Absatzes 2 Anwendung finden. 

Außerdem bestand bei den Beratungen im Aus- 
schuß zwischen den Mitgliedern des Ausschusses 
und den Regierungsvertretern Einmütigkeit dar- 
über, daß der Wiederanstellungsanspruch eines 
entlassenen Angestellten oder Arbeiters durch eine 
tatsächliche Wiederverwendung, die dem Umfang 
der ihm zukommenden Wiedergutmachung nicht 
rechtlich voll entspricht, nicht verbraucht ist. 

14. Zu § 21b 

§ 21b regelt den Umfang der Wiedergutmachung 
der gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 in das Gesetz neu 
einbezogenen Hochschullehrer. 


15. Zu §§ 22 bis 23 

Diese Vorschriften bringen, soweit der Bund 
wiedergutmachungspflichtig ist, wesentliche Ver- 
besserungen zur Förderung der Unterbringung 
Wiedergutmachungsberechtigter. Insbesondere ist 
auf § 22c hinzuweisen, der es einem anderen als 
dem wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn 
ermöglicht, einen Wiedergutmachungsberechtigten 
bei sich unterzubringen und auf die Pflichtanteile 
nach dem Gesetz nach Artikel 131 GG anzurech- 
nen. 

16. Zu § 24 

Nach Absatz 2 wird die Antragsfrist bis zum 
31. Dezember 1956 neu eröffnet. Im Falle des spä- 
teren Zuzugs in das Bundesgebiet und nach West- 
Berlin endet die Frist ein Jahr nach der Wohnsitz- 
nahme. Für Personen, die künftighin durch eine 
gemäß § 2 Abs. 2 zu erlassende Rechtsverordnung 
in die Regelung dieses Gesetzes einbezogen wer- 
den, endet die Antragsfrist 1 Jahr nach Verkün- 
dung der Rechtsverordnung. 

17. Zu § 28 

Absatz 1 enthält insoweit eine neue Regelung, 
als der Beginn der Zahlung für die laufenden Ver- 
sorgungsbezüge einheitlich auf das Inkrafttreten 
des Gesetzes abgestellt und nicht mehr vom Zeit- 
punkt der Antragstellung abhängig ist. Im Falle 
des späteren Zuzugs richtet sich der Zahlungsbe- 
ginn nach diesem Zeitpunkt. 

18. Zu § 31a 

Vergleiche die Erläuterungen zu § 8. 

19. Zu § 3ib 

§ 31b sieht für Personen, die nach dem 8. Mai 
1945 in das Beamhenverhältnis berufen werden, 
vor, daß ihnen die Zeit, um die der Abschluß ihrer 
Vorbildung oder die Berufung in das Beamtenver- 
hältnis nach abgeschlossener Vorbildung aus Ver- 
folgung.sgründen verzögert ist, als Dienstzeit im 
Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts an- 
gerechnet wird. Der Ausschuß legt Wert darauf, 
festzustellen, daß die Anrechnung auch dann zu 
erfolgen hat, wenn der betreffende Beamte für 
eine andere gleichwertige Laufbahn vorgebildet 
war, wenn also z. B. ein aus der akademischen 
Laufbahn verdrängter Privatdozent später als 
Richter oder Verwaltungsbeamter eingestellt wird. 
Ein gleiches gilt für Inhaber von Zivil- oder Poli- 
zeiversorgungsscheinen, 

20. Zu § 31c 

Der Nationalsozialismus hat in großem Umfange 
Beamtinnen lediglich aus dem Grunde entlassen, 
weil sie Frauen waren. Hier handelt es sich nicht 
um eine nationalsozialistische Verfolgungsmaß- 
nahme im Sinne der Wiedergutmachungsgesetze, 
und Beamtinnen, die aus diesem Grunde Schaden 
erlitten haben, gehören nicht zu dem Personen- 
kreis, denen diese.s Gesetz Wiedergutmachungsan- 
sprüclie gibt. Auf der anderen Seite handelt es sich 
aber um Schädigungsmaßnahmen, die zu den Ver- 



fassungsgrundsätzen der Weimarer Republik im 
Widerspruch standen und auch gegen das Grund- 
gesetz verstoßen würden. 

Der Ausscliuß sah sich daher vor die Frage ge- 
stellt, ob die von diesen Beamtinnen mit Recht an- 
gestrebte Entschädigung in diesem Gesetz oder 
aber in einem Sondergesetz gewährt werden sollte. 
Nach eingehender Erörterung dieser Frage war der 
Ausschuß der Auffassung, daß aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit und der Beschleunigung eine ab- 
schließende Regelung in diesem Gesetz vorgesehen 
werden sollte, hielt es dagegen nicht für richtig, 
diese Beamtinnen in den Kreis der politisch, reli- 
giös und rassisch Verfolgten aufzunehmen und 
ihnen sämtliche Ansprüche dieses Gesetzes zu ge- 
währen. Aus diesem Grunde wurde die Regelung 
in die Übergangs- und Schlußvorschriften aufge- 
nommen und dahingehend beschränkt, daß den be- 
troffenen Frauen nur dann eine Wiedergutma- 
chung gewährt wird, wenn sie inzwischen wieder- 
um, und zwar aus nicht wiedergutmachungsrecht- 
lichen Gründen, in den öffentlichen Dienst einge- 
stellt worden sind und daß sich die V/iedergutma- 
chung auf eine Anrechnung der verlorenen Zeit 
beschränkt. 

21. Zu § 31d 

Ebenfalls in die Schluß Vorschriften ist die Be- 
stimmung für die früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder Öffentlicher Einrichtungen aufge- 
nommen worden. Grund hierfür ist der Umstand, 
daß der betreffende Personenkreis trotz der Auf- 


nahme in das BWGöD nicht als im öffentlichen 
Dienst stehend angesehen wird. Die Bestimmung 
dient lediglich dem Zweck, eine bereits im Verwal- 
tungswege auf Grund internationaler Verpflichtun- 
gen getroffene Regelung gesetzlich zu verankern. 
Der Ausscliuß ist der Auffassung, daß die Ermäch- 
tigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen zugleich 
eine Weisung enthält, und erwartet daher, daß die 
in Absatz 2 vorgesehene Rechtsverordnung, ohne 
deren Erlaß das Gesetz nicht angevrendet werden 
könnte, zum frühesten Zeitpunkt in Kraft gesetzt 
wird. 

22, Zu § 31 e 

Die von der Regierung in ihrer Vorlage vorge- 
schiagene Regelung über die Erstattung von Ar- 
beitnehmeranteilen zu den gesetzlichen Renten- 
versicherungen an Geschädigte, die infolge der 
Schädigung versicherungspflichlig geworden sind, 
ist auch auf die Erstattung der Arbeitnehmeran- 
teile zu den Arbeitslosen- und Krankenversiche- 
rungsbeiträgen ausgedehnt worden. Es ist die Auf- 
fassung des Ausschusses, daß gewährte Leistungen 
nur in dem betreffenden Versicherungszweig an- 
gerechnet werden können. 

23, Zu § 35 

In Absatz 2 ist eine Bestimmung angefügt wor- 
den, nach welcher einem Geschädigten die sich aus 
§ 9 Abs. 2 ergebende Besoldung bereits vom Zeit- 
punkt der Wiederverwendung an zu gewähren ist, 
wenn er vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wieder verwendet worden ist. 


Bonn, den 7. Dezember 1955 


Dr. Böhm (Frankfurt) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1192 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. Dezember 1955 

Der Ausschuß 

für Fragen der Wiedergutmachung 

Dr. Greve Dr. Böhm (Frankfurt) 

Vorsitzender Berichterstatter 



Beschlüsse des 3 7. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Neufassung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistisdien Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) in 
der Fassung der Gesetze vom 7. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 15) und 19. August 1953 
(Bundesgesetzbl. T S. 994) erhält die aus der 
Anlage ersichtliche Fassung. 

Artikel 11 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistisdien 
Unrechts für die Im Ausland lebenden Ange- 
hörigen des öffentlldien Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistisdien Unrechts für 
die im Ausland lebenden Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes vom 18. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 137) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 4 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Hat der Geschädigte die Wieder- 
anstellung gewählt und wird er erst nach 
Ablauf eines Jahres zur Wiederaufnahme 
seines Dienstes aufgefordert, so ist er be- 
rechtigt, diese Aufforderung abzulehnen. 
In diesem Falle erhält er vom Zeitpunkt 
der Ablehnung an das Ruhegehalt, das er 


erhalten würde, wenn er wiederangestellt 
und aus dem neuen Amt zu diesem Zeit- 
punkt in den Ruhestand getreten wäre.“ 

2. Der bisherige Absatz 2 des § 4 wird Ab- 
satz 3 und erhält folgende Fassung: 

„(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für den Personenkreis der §§20 und 21 
Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Mai 1951.“ 

3. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

(1) Der Antrag auf Wiedergutmachung 
ist bis zum 31. Dezember 1956 bei der für 
den Wohnort zuständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland oder mangels 
einer solchen bei dem Auswärtigen Amt 
zu stellen. 

(2) Ist die in Absatz 1 bezeichnete Aus- 
schlußfrist versäumt, so kann der Ge- 
schädigte, wenn er ohne sein Verschulden 
an der fristgerechten Antragstellung ver- 
hindert war, den Antrag Innerhalb einer 
Ausschlußfrist von sechs Monaten nach 
Wegfall des Hindernisses nachholen.“ 

4. § 7 wird aufgehoben. 

Artikel III 

Aufhebung und Änderung von Vorschriften 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmadiung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlldien Dienstes 

1. Artikel 11 Nr. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
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Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes vom 19. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 994) wird aufgehoben. 

2. Artikel II Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Für Personen, die durch Artikel I 
dieses Gesetzes in die Regelung des 
Wiedergutmadiungsgesetzes für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes 
einbezogen werden, beginnt die Zah- 
lune der laufenden Versorgungsbe- 
züee mit dem 1. Aueust 1953, im 
Falle eines nach diesem Zeitpunkt lie- 
genden Zuzugs 3 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2 und 3) Jedoch mit dem Ersten 
des Monats, in dem der Berechtigte 
seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Bundesgebiet genom- 
men hat.“ 

Artikel IV 
Übergangsvorschriften 

1, Ist der Ansprudi auf W*iedergutmadaung 
bereits auf Grund des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes in der bisher 
geltenden Fassung oder auf Grund früher 
geltender Rechtsvorschriften oder Ver- 
waltungsanordnungen angemeldet wor- 
den, so bedarf es eines erneuten Antrages 
auch dann nicht, wenn der bereits ange- 
meldete Anspruch bisher nicht begrün- 
det war. Eines erneuten Antrages bedarf 
es jedoch, wenn über den Anspruch durch 
unanfechtbaren Bescheid oder durch 
rechtskräftiges Urteil entschieden wor- 
den ist; die Unanfechtbarkeit oder die 
Rechtskraft stehen einer erneuten Ent- 
scheidung nicht entgegen. 

2. Stand dem Berechtigten nach dem Gesetz 
zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes in seiner 
bisherigen Fassung eine Wiedergut- 
machung in geringerem Umfange als nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes zu und 
Ist die Wiedergutmachung vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes durch Ver- 
gleich geregelt worden, so kann der Be- 
rechtigte bis zum Ablauf der Antragsfrist 
des 24 Abs. 2 eine Abänderung des 
Vergleichs bei der zuständigen obersten 
Dienstbehörde beantragen; die auf Grund 
des Vergleichs zu gewährenden laufenden 


Bezüge werden bis zur Entscheidung über 
den Abänderungsantrag weitergewährt. 

3. Entscheidungen, die die Ansprüche von 
Geschädigten günstiger regeln als nach 
diesem Gesetz vorgesehen ist, bleiben un- 
berührt. Soweit Personen, die nach dem 
31. März 1951 und vor dem 31. Dezem- 
ber 1952 ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt aus dem Bundesgebiet oder 
Berlin (West) verlegt haben, nach der bis- 
herleen Fassung des ^ 3 Rechte geltend 
machen konnten, verbleibt es dabei. 

4. Ist die Gewährung eines laufenden Zu- 
schusses zu den Dienstbezügen nach bis- 
her geltendem Recht abgelehnt worden, 
so kann Innerhalb dreier Monate nach 
Verkündung dieses Gesetzes ein neuer 
Antrag gestellt werden, wenn die Gewäh- 
rung des Zuschusses gemäß § 22 b mög- 
lich ist. Der Zuschuß kann jedoch frühe- 
stens ab 1. April 1954 gewährt werden. 
Entsprechendes gilt, wenn ein Antrag 
noch nicht gestellt, aber seit dem 1. April 
1954 eine den Erfordernissen des § 22 b 
entsprechende Wiederanstellung vorge- 
nommen worden ist. Ist ein gemäß § 8 
des Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1953 (Haushaltsgesetz 1953) vom 
24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 159) 
gestellter Antrag wegen Ablaufs des 
Rechnungsjahres nidu mehr entschieden, 
aber dennoch eine den Erfordernissen des 
5 22 b entsprechende Wiederanstellung 
vor dem 1. April 1954 vorgenommen 
worden, so kann der Zuschuß ausnahms- 
weise auch für einen Zeitraum vor dem 
1. April 1954 gewährt werden. Soweit Zu- 
schüsse bisher zugesichert worden sind, 
verbleibt es dabei. 

5. Soweit gerichtliche Verfahren auf Grund 
dieses Gesetzes Ihre Erledigung finden, 
bleiben Gebühren und Auslagen außer 
Ansatz. 

Artikel V 
Geltung im Lande Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 1) auch Im Lande Berlin. 

(2) Verordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 
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Artikel VI 

Anwendung auf Personen, die Ansprüche 
aus dem Gesetz zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für die im Ausland lebenden Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes 
herleiten 

Artikel I, III bis V dieses Gesetzes gel- 
ten auch für Personen, die Ansprüche aus 
dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für die im Ausland lebenden Angehöri- 
gen des öffentlichen Dienstes vom 
18. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 137) 
herleiten. 


Artikel VII 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1951 mit der Maßgabe in Kraft, 
daß für Personen, denen auf Grund der 
Verlegung des Wohnsitzstichtages in § 3 
Abs. 1 Nr. 1 sowie auf Grund der §§11 a, 
21 a, 21 b und 31 a Ansprüche zustehen, 
die Zahlung laufender Bezüge mit dem 
1. Januar 1954, im Falle eines nach diesem 
Zeitnunkt liegenden Zuzugs (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 und 3), mit dem Ersten des 
Monats, In dem der Bereditlgte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet genommen hat, beginnt. 
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Anlage zu Artikel I des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 


Gesetz 

zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

L ABSCHNITT 
Personenkreis 

§ 1 

(1) Wiedereutmachung nach diesem Gesetz 
erhalten Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes, die im Sinne des Bundesergänzungsgeset- 
zes zur Entschädigung für Opfer der natio- 
nalsozialistischen Verfolgung (BEG) verfolgt 
und dadurch in ihrem Dienst- oder Arbeits- 
verhältnis oder in ihrer Versorgung geschä- 
digt worden sind, sowie ihre versorgungsbe- 
rechtigten Hinterbliebenen. 

(2) Als Angehörige des Öffentlichen Dien- 
stes gemäß Absatz 1 gelten auch Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit oder deutsdier 
Volkszugehörigkeit im Sinne des § 6 des 
Bundesvertriebenengesetzes vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201), die 

1. in der ehemaligen Freien Stadt Danzig 
oder im Saargebiet, 

2. In den dem Deutschen Reich nach dem 
31. Dezember 1937 angegliederten Gebie- 
ten, einschließlich des ehemaligen Protek- 
torats Böhmen und Mähren, zur Zeit der 
Angliederung 

im Dienste eines Öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn standen oder versorgungsberechtigt 
waren. 


§ 2 

(1) Zu dem Personenkreis des § 1 gehören 

1. die geschädigten Beamten, Angestellten 
und Arbeiter, sowie die im Vorberei- 
tungsdienst für eine Beamtenlaufbahn 
stehenden Personen, die nidit die Rechts- 
stellung eines Beamten oder Angestellten 
hatten, 

2. die geschädigtenBerufssoldaten der frühe- 
ren Wehrmacht, 

3. die geschädigten Wartestandsbeamten, 
Ruhestandsbeamten und sonstigen Ver- 
sorgungsempfänger, 

4. die versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen der in Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Personen. 

Den geschädigten Beamten (Nr. 1 und 4) 
werden die geschädigten nichtbeamteten 
außerordentlichen Professoren und Privat- 
dozenten an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen mit den sich aus § 21 b ergebenden 
Maßgaben gleichgestellt, wenn auf Grund der 
Umstände anzunehmen ist, daß sie haupt- 
amtlich Hochschullehrer geworden wären. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die dort bezeichneten Personen, die als Öster- 
reicher durch die Vereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hatten, es sei denn, 
daß sie bei einer deutschen Behörde außer- 
halb des Landes Österreich planmäßig ange- 
stellt waren und dort geschädigt worden 
sind, sowie auf die Hinterbliebenen dieser 
Personen. 
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§ 2 a 

(1) Den in § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 be- 
zeichneten Personen stehen gleich die ent- 
sprechenden Angehörigen der 

1. im Bundesgebiet befindlichen Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, die keine Gebiets- 
körperschaften sind (Nichtgebietskörper- 
schaften), und Verbände von Nichtgebiets- 
körperschaften, sofern sie am 30. Januar 
1933 Körperschaftsrechte hatten, 

2. Verbände von Gebietskörperschaften, 

3. in der Anlage 1 auf geführten 

a) außerhalb des Bundesgebiets befind- 
lichen, 

b) aufgelösten 

Nichtgebietskörperschaften und Verbände 
von Nichtgebietskörperschaften, 

4. in der Anlage 2 aufgeführten sonstigen 
Einrichtungen der öffentlichen Hand. 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die vorgenann- 
ten Anlagen durch Rechtsverordnung zu er- 
gänzen. 

(2) Ist eine Nichtgebietskörperschaft, ein 
Verband von Nichtgebietskörperschaften oder 
eine sonstige Einrichtung der öffentlichen 
Hand gemäß Absatz 1 vor dem 8. Mai 1945 
in einer Einrichtung aufgegangen, die die 
Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 4 nicht er- 
füllt, so stehen die In diese Einrichtung über- 
nommenen und dort geschädigten Bedienste- 
ten den In Absatz 1 genannten Personen 
gleich. Entsprechendes gilt für Versorgungs- 
empfänger. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn An- 
gehörige einer Gebietskörperschaft, eines 
Verbandes von Gebietskörperschaften, einer 
Nichtgebietskörperschaft, eines Verbandes 
von Nichtgebietskörperschaften oder einer 
sonstigen Einrichtung der öffentlichen Hand 
im Sinne des Absatzes 1 von Amts wegen von 
einer Einrichtung, die die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Nr. 4 nicht erfüllt, übernommen 
und dort geschädigt worden sind. 

§ 2 b 

(1) Die Ehefrau oder Kinder eines in 
Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam einer 
ausländischen Macht befindlichen oder eines 
in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrle- 
benengesetzes genannten Gebieten gegen 


seinen Willen zurückgehaltenen Gesdiädlg- 
ten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) erhalten Zahlun- 
gen nach Maßgabe des § 11a, w^enn Ihnen 
im Falle des Todes des Geschädigten Witwen- 
oder Walsengeld oder ein Unterhaltsbeitrag 
gewährt werden könnte. Sind solche Berech- 
tigten nicht vorhanden, so treten an Ihre 
Stelle sonstige Personen mit einem gesetz- 
lichen Unterhaltsanspruch gegen den Ge- 
schädigten. Ausschließungsgründe gemäß § 8 
gelten nur, soweit sie in der Person des Ge- 
schädigten vorliegen. 

(2) Den in Gewahrsam einer ausländischen 
Macht befindlichen Geschädigten können 
durch die oberste Dienstbehörde solche Ge- 
schädigte gleichgestellt werden, die in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowje- 
tischen Sektor von Berlin aus Gründen in 
Gewahrsam gehalten werden, die im Bundes- 
gebiet nicht anerkannt werden. 

§ 3 

(1) Wiedergutmachung wird nur gewährt, 
wenn der Berechtigte (§§ 2, 2 b) 

1. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt bis zum 31. Dezember 1952 im Bun- 
desgebiet genommen hat oder 

2. nach diesem Zeitpunkt im Bundesgebiet 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt genommen hat 

a) als Heimkehrer (§ 1 des Heimkehrer- 
gesetzes) 

oder 

b) im Anschluß an die Aussiedlung (§ 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes), sofern die zur Entscheidung 
über den Wiedergutmachungsantrag 
zuständige Behörde oder Verwaltungs- 
stelle die Anerkennung als Aussiedler 
für dieses Gesetz aussprlcht oder 

c) im Anschluß an die Rückkehr aus 
fremden Staaten, wenn er vor Ablauf 
des 8. Mai 1945 seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt aus dem Reichs- 
gebiet in seinen jeweiligen Grenzen In 
das Ausland verlegt hatte oder vor 
oder nach diesem Zeitpunkt im Zuge 
der allgemeinen Vertreibungsmaßnah- 
men, insbesondere Ausweisung oder 
Flucht, nach dem Ausland gelangt war 
oder 

d) als Sowjetzonenflüchtling im Sinne 

des § 3 des Bundesvertriebenen- 

gesetzes. 
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Eine nach 5 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der Fassung vom 1. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1287) getroffene Fest- 
stellung über das Vorliegen der Vorausset- 
zungen des % 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes gilt zugleich als Feststellung gemäß 
Nr. 2 d. 

(2) Personen, die die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllen, aber im Wege der 
Familienzusammenführung im Bundesgebiet 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
begründet haben, weil sie infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechlichkeit ständiger War- 
tung und Pflege bedürfen oder mindestens 
fünfundsechzig Jahre alt sind, können in die 
Regelung dieses Gesetzes einbezogen werden. 
Als Familienzusammenführung ist nur die 
Aufnahme durch den Ehegatten oder Ver- 
wandte gerader Linie oder der Seitenlinie 
bis zum zweiten Grade (Geschwister) anzu- 
sehen. 

(3) Geschädigten, die bei einer Dienststelle 
im Bundesgebiet geschädigt worden sind, 
deren Aufgaben ganz oder überwiegend von 
einer Dienststelle im Bundesgebiet weiter- 
geführt werden, wird Wiedergutmachung 
auch dann gewährt, wenn sie nach dem im Ab- 
satz 1 Nr. 1 genannten Zeitpunkt ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt Im 
Bundesgebiet genommen haben. Entsprechen- 
des gilt für ihre versorgungsberechtigten 
Hinterbliebenen. 

§ 4^0 

11. ABSCHNITT 

Wiedergutmachungsanspruch 

1. Voraussetzungen und AusschUeßungs- 
gründe 

§ 3 

(1) Wiedergutmachung wird unter den in 
§ 1 bezeichneten Voraussetzungen für folr 
gende Sdiädigungen gewährt: 

1. bei Beamten und Berufssoldaten 

a) Beendigung des Dienstverhältnisses 
auf Grund Strafurteils, 

b) Entfernung aus dem Dienst, 

c) Entlassung ohne Versorgung oder mit 
gekürzter Versorgung, 

*) außer Kraft gesetzt durch Gesetz vom 18. März 1952 


d) vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand, 

c) Versetzung in den Wartestand, 

f) Versetzung in ein Amt oder auf einen 
Dienstposten mit niedrigerem End- 
grundgehalt, 

g) unterbliebene Beförderung, auch in- 
folge Nichtzulassung zu vorgeschrie- 
benen Prüfungen, 

h) unterbliebene planmäßige Anstellung, 

i) unterbliebene Berufung eines Beamten 
auf Widerruf in das Beamtenverhält- 
nis auf Lebenszeit; 

2. bei Versorgungsempfängern 

a) Entziehung der Versorgungsbezüge, 

b) Kürzung der Versorgungsbezüge; 

3. bei Angestellten und Arbeitern 

a) Entlassung, 

b) vorzeitige Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses, 

c) Ablehnung der Übernahme In das Be- 
amtenverhältnis, obwohl die Voraus- 
setzungen dafür bei Anwendung 
rcchtsstaatlicher Grundsätze Vorlagen, 

d) Verwendung in einer Tätigkeit mit 
geringerer Vergütung oder geringe- 
höherem Lohn; 

e) unterbliebene Verwendung in einer 
Tätigkeit mit höherer Vergütung oder 
höherem Lohn; 

4. bei nichtbeamteten außerordentlichen 
Professoren und Privatdozenten an den 
wissenschaftlichen Hochschulen 
Entziehung der Lehrbefugnis (venia 
legendi). 

(2) Als Entlassung, vorzeitige Versetzung 
In den Ruhestand, Entziehung der Versor- 
gungsbezüge oder Entziehung der Lehrbefug- 
nis im Sinne des Absatzes 1 gelten auch Maß- 
nahmen, die die gleiche Folge kraft Gesetzes 
hatten. Als Entlassung gelten ferner bei An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes in den im 
§ 1 Abs. 2 erwähnten Gebieten die Ableh- 
nung der Weiterverwendung und bei Perso- 
nen, deren Dienstverhältnis mit der Able- 
gung der den Vorbereitungsdienst abschlie- 
ßenden Prüfung geendet hat, die Nichtüber- 
nahme als außerplanmäßiger Beamter. 

S 6 

Bei Maßnahmen auf Grund folgender Aus- 
nahmegesetze wird vermutet, daß es sich um 
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eine Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaß- 
nahme im Sinne des § 1 gehandelt hat: 

1. §§ 2 bis 6 des Gesetzes zur Wiederherstel- 
lung des Berufsbeamtentums vom 7. April 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 175 in der Fas- 
sung der Gesetze vom 23. Juni, 20. Juli 
und 22. September 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 389, 518, 655), vom 22. März, 11. Juli 
und 26. September 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 203, 604, 845) sowie Verordnung vom 
16. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S, 666), 

2. Reichsbürgergesetz vom 15. September 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) sowie § 4 
Abs. 2 der Ersten Verordnung zumReicJis- 
bürgergesetz vom 14. November 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1333), § 1 Abs. 3 der 
Zweiten Verordnung zum Reichsbürger- 
gesetz vom 21. Dezember 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1524), § 2 der Siebenten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 
5. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1751) und § 10 der Elften Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz vom 25. Novem- 
ber 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 722), 

3. §§ 57, 59, 71, 72 und 101 Abs. 2 letzter 
Satz cles Deutschen Beamtengesetzes vom 
26. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 39), 

4. Nr. 72 Abs. 1 der Besoldungsvorschriften 
vom 15. Mal 1940 (Reichsbesoldungsblatt 

S. 139) in der Fassung vom 8. August 
1943 (Reichsbesolüungsblatt S. 167), 

5. Anhaitisches Gesetz zur Ergänzung des 
Gesetzes zur Neuordnung der Verwal- 
tung von öffentlichen Körperschaften und 
Anstalten vom 23. Mai 1933 (Gesetzes- 
sammlung für Anhalt S. 72), 

6. Flessische Verordnung zur Sicherung der 
Verwaltung in den Gemeinden vom 
20. März 1933 (Hessisches Regierungs- 
blatt S. 27). 

S 7 

Ein Einverständnis des Geschädigten mit 
der schädigenden Maßnahme steht einer 
Wiedergutmachung nicht entgegen. 

S 8 

(1) Ausgeschlossen von der Wiedergut- 
machung sind geschädigte Angehörige des 
öffentlichen Dienstes und ihre yersorgungs- 
berechtigten Hinterbliebenen, die 

1. Mitglied der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen waren oder 


2. den Nationalsozialismus, gefördert haben 
oder 

3. rechtskräftig wegen eines begangenen Ver- 
brechens oder Vergehens zu einer Strafe 
verurteilt worden sind, die eine Beendi- 
gung des Dienst- oder Arbeitsverhältnis- 
ses oder den Verlust der Versorgungsbe- 
züge nach sich gezogen hätte, es sei clenn, 
daß das Urteil kraft Gesetzes als aufge- 
hoben gilt oder Im Wiederaufnahmever- 
fahren oder in einem sonstigen gesetzlich 
geregelten Verfahren aufgehoben ist oder 
die beamten- oder versorgungsrechtlichen 
Folgen des Urteils im Gnadenwege besei- 
tigt sind oder 

4. nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche 

demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes bekämpft haben. 

Bei lediglich nomineller Mitgliedschaft in der 
NSDAP oder einer Ihrer Gliederungen kann 
ausnahmweise Wiedergutmachung gewährt 
werden, wenn die Mitgliedschaft durch vor- 
ausgegangene nationalsozialistische Verfol- 
gungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen be- 
dingt war, oder wenn der Geschädigte trotz 
der Mitgliedschaft den Nationalsozialismus 
aktiv bekämpft hat und deswegen verfolgt 
worden ist. 

(2) Die Wiedergutmachung Ist ferner aus- 
geschlossen, wenn eine gleiche Maßnahme aus 
beamten- oder tarifrechtlichen Gründen, die 
nicht mit nationalsozialistischen Verfolgungs- 
maßnahmen im Zusammenhang stehen, nach 
heutiger Rechtsauffassung gerechtfertigt ge- 
wesen wäre. Die Verheiratung einer Geschä- 
digten ist kein beamten- oder tarifrechtlicher 
Grund im Sinne dieses Gesetzes. 

2. Umfang 

a) Beamte 

§ 9 

(1) Ein entlassener oder vorzeitig in den 
Ruhestand versetzter Beamter (§ 5), der die 
gesetzliche Altersgrenze noch nicht erreicht 
hat und noch dienstfähig ist, hat Anspruch 
auf bevorzugte Wiederanstellung, wenn er 
die sonstigen allgemeinen Voraussetzungen 
für die Berufung in das Beamtenverhältnis 
erfüllt. 

(2) Dem Geschädigten ist die Rechtsstel- 
lung und die Besoldung zu gewähren, die er 
im Verlauf seiner Dienstlaufbahn voraussicht- 
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lieh erreicht hätte, wenn er nicht entlassen 
oder vorzeitig in den Ruhestand versetzt 
worden wäre. Für unterbliebene Anstellun- 
gen oder Beförderungen, die von der Able- 
gung einer Prüfung abhängig sind, ist ihm 
Gelegenheit zur nachträglichen Ablegung der 
Prüfung zu geben, wenn nicht im Hinblick 
auf das Lebensalter und die nachgewiesene 
Befähigung und Erprobung des Beamten für 
das höhere Amt auf die Ablegung der Prü- 
fung verzichtet werden kann. Die Zeit zwi- 
schen der Entlassung oder vorzeitigen Ver- 
setzung in den Ruhestand und der Wieder- 
anstellung gilt als Dienstzeit im Sinne des 
Besolduiigs- und Versorgungsrechts. Die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich um 
Zeiten einer als Verfolgung anzusehenden 
oder bereits anerkannten Freiheitsentziehung 
im Sinne des § 16 des Bundesergänzungsge- 
setzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (BEG), so- 
weit diese nicht nach anderen Vorsdariften 
erhöht anrechenbar sind; der Freiheitsent- 
ziehung im Sinne des § 16 Abs. 4 des vorge- 
nannten Gesetzes wird auch ein Leben unter 
haftähnlichen oder menschenunwürdigen Be- 
dingungen im Ausland gleichgeachtet. Die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich fer- 
ner um die bis zum 8. Mai 1945 aus Verfol- 
gungsgründen in schwerer wirtschaftlicher 
Notlage verbrachte Zelt. 

(3) Sind Planstellen der nach Absatz 2 er- 
forderlichen Art bei dem Dienstherrn nicht 
vorgesehen, so kann der Geschädigte auch in 
einer Planstelle mit geringerem Endgrund- 
gehalt innerhalb seiner Laufbahn wiederange- 
stellt werden; er hat in diesem Falle An- 
spruch auf Dienstbezüge und Amtsbezeich- 
nung, wie wenn er gemäß Absatz 2 angestellt 
worden wäre. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für Beamte, die in den Wartestand versetzt 
worden sind (§ 5). 

§ 10 

(1) Bis zur Wiederanstellung (§ 9) erhält 
der Geschädigte als Ruhestandsbeamter das 
Ruhegehalt, das ihm zustehen würde, wenn 
er wiederangestellt und aus dem neuen Amt 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Ruhestand getreten wäre. Das gleiche gilt, 
wenn die Wiederanstellung aus beamtenrecht- 
lichen Gründen unterbleibt. 

(2) Stimmt der Geschädigte einer Wieder- 
anstellung nach § 9 Abs. 3 nicht zu, so ist er 
im Ruhestand zu belassen; er erhält alsdann 
als Ruhegehalt bis zur Erreichung der Alters- 


grenze oder bis zum Eintritt der Dienstun- 
fähiekeit die Dienstbezüge, nach denen das 
Ruhegehalt gemäß Absatz 1 bemessen wird. 

(3) Ist dem Geschädigten nach Ablauf von 
drei Monaten seit der Zustellung der Wieder- 
gutmachungsentscheidung (§ 26) noch keine 
der Vorschrift des § 9 entsprechende Wieder- 
anstellung angeboten worden, so erhält er 
von diesem Zeitpunkt an als Ruhegehalt die 
Dienstbezüge, die sich ergeben würden, wenn 
er entsprechend seinem Wiedergutmachungs- 
anspruch wiederangestellt worden wäre. Vom 
Zeitpunkt des Eintritts der Dienstunfähig- 
keit oder der Erreichung der Altersgrenze an 
wird ihm das Ruhegehalt gewährt, das ihm 
zustehen würde, wenn er wiederangestellt 
und aus dem neuen Amt im vorgenannten 
Zeitpunkt in den Ruhestand getreten wäre. 

§ 11 

(1) Hat der Geschädigte (§ 9) vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes die gesetzliche 
Altersgrenze erreicht oder ist er dienstun- 
fähig geworden, so wird ihm als Ruhestands- 
beamten das Ruhegehalt gewährt, das ihm 
zugestanden hätte, wenn er bis zu diesem 
Zeitpunkt im Dienst verblieben wäre. Dabei 
sind Beförderungen, die der Beamte im Ver- 
lauf seiner Dienstlaufbahn voraussichtlich er- 
langt hätte, zu berücksichtigen. § 9 Abs. 2 
Satz 4 und 5 finden Anwendung. 

(2) Ist die Dienstunfähigkeit infolge einer 
nationalsozialistischen Verfolgungs- oder Un- 
terdrückungsmaßnahme eingetreten, so wird 
das Ruhegehalt so berechnet, wie wenn der 
Beamte bis zur Erreichung der Altersgrenze 
im Dienst verblieben wäre. 

§ 11 a 

(1) Die Ehefrau oder Kinder eines in 
Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam einer 
ausländischen Macht befindlichen oder eines 
in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrle- 
benengesetzes genannten Gebieten gegen 
seinen Willen zurückgehaltenen Geschädig- 
ten (§ 9) oder einer diesem gemäß § 2 b 
Abs. 2 gleichgestellten Person erhalten Zah- 
lungen In Höhe der Dienstbezüge, die dem 
Geschädigten bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes zugestanden hätten, wenn er In diesem 
Zeitpunkt nach Maßgabe des § 9 wieder- 
angestellt worden wäre und die der Berech- 
nung seines Ruhegehalts nach § 18 zugrunde 
zu legen wären. Hat der Geschädigte die ge- 
setzliche Altersgrenze erreicht, so tritt an die 
Stelle der Dienstbezüge nach Satz 1 dasRuhe- 
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gehalt, das ihm nach § 10 Abs. 1 oder 11 
zustehen würde. Wenn Berechtigte nach 
Satz 1 nicht vorhanden sind, können die Be- 
züge an sonstige Personen, die einen gesetz- 
lichen Unterhaltsanspruch gegen den Geschä- 
digten haben, in Höhe ihres Unterhaltsan- 
spruchs ausgezahlt werden; sind mehrere Un- 
terhaltsberechtigte vorhanden und überstei- 
gen ihre Ansprüche die Bezüge nach Satz 1 
oder 2, so werden die einzelnen Beträge an- 
teilsmäßig gekürzt. 

(2) Nach seiner Heimkehr (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 a) erhält der Geschädigte bis zur Ent- 
scheidung über seinen eigenen Wiedergut- 
machungsantrag, längstens jedoch für die 
Dauer von zwölf Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem er entlassen wird, die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Beträge als Ruhegehalt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend, wenn sich ein geschädigter Ruhe- 
standsbeamter (§ 17) in Kriegsgefangenschaft 
oder im Gewahrsam einer ausländischen 
Macht befindet oder in den In § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebieten gegen seinen Willen zurückgehalten 
wird. 

§ 12 

Bei einem auf Zeit gewählten oder ernann- 
ten Beamten wird unterstellt, daß er bis zum 
31. Dezember 1946, längstens Jedoch bis zum 
Eintritt der Dienstunfähigkeit oder bis zur 
Vollendung des achtundsechzigsten Lebens- 
jahres, oder bis zu seinem Tode im Amt ver- 
blieben wäre. 

§ 13 

Das sich nach § 10 Abs. 1 sowie den %% 11 
und 12 ergebende Ruhegehalt ist auch der 
Bemessung der Hinterbliebenenbezüge zu- 
grunde zu legen; dies gilt auch dann, wenn 
die Ehe nach der Entlassung des Geschädigten 
oder dessen vorzeitiger Versetzung in den 
Ruhestand oder Wartestand, jedoch vor Vol- 
lendung des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
geschlossen worden ist. § 11 Abs. 2 gilt ent- 
sprediend, wenn der Beamte infolge einer 
nationalsozialistischen Verfolgungs- oder Un- 
terdrückungsmaßnahme verstorben ist. 

§ 14 

Für Beamte, die in ein Amt mit geringe- 
rem Endgrundgehalt versetzt worden sind 

5), und Ihre Hinterbliebenen gelten § 9 
Abs. 2 und 3, §§ 11 und 13 entsprechend. 

§ 15 

(1) Einem Beamten, dessen Beförderung 
unterblieben ist (§ 5), Ist Wiedergutmachung 


durch Nachholung der Beförderung zu ge- 
währen, die er im Verlauf seiner Dienstlauf- 
bahn voraussichtlich erlangt hätte. § 9 Abs. 2 
Satz 2, §§ 11 und 13 gelten entsprediend. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, wenn die planmäßige Anstellung oder 
die Berufung eines Beamten auf Widerruf in 
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit unter- 
blieben ist. 

§ 16 

Beamte, die Infolge Strafurteils oder 
Dienststrafurteils aus dem Dienst ausgeschie- 
den oder entfernt worden sind (§ 5), gelten 
im Sinne der §§ 9 bis 13 als entlassene Be- 
amte. Die Wiedergutmachung nach diesen 
Vorschriften setzt voraus, daß 

1. das Urteil kraft Gesetzes als aufgehoben 
gilt oder im Wiederaufnahmeverfahren 
oder in einem sonstigen gesetzlich geregel- 
Verfahren aufgehoben ist oder 

2. die beamten- oder versorgüiigsiecliuichen 
Folgen des Urteils im Gnadenwege besei- 
tigt sind. 

§ 17 

Ruhestandsbeamte sowie Witwen und 
Waisen, denen das Ruhegehalt oder das Wit- 
wen- oder W^n l^^engeld ganz oder teilv/eisc 
entzogen worden ist (§ 5), haben Anspruch 
auf Wiedergewährung der entzogenen Ver- 
sorgungsbezüge. 

§ 18 

(1) Die Versorgung gemäß den §§ 10, 11, 
12, 13 und 17 regelt sich nach dem Recht des 
Dienstherrn, gegen den sich der Wiedergut- 
machungsanspruch richtet. Entsprechendes 
gilt für die gemäß § 11a zu gewährenden 
Zahlungen. 

(2) Soweit der Bund wiedergutmachungs- 
pflichtig ist, finden die versorgungsrecht- 
lichen Vorschriften des für die Bundesbeam- 
ten geltenden Beamtengesetzes Anwendung. 
Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemes- 
sen sich nach den Besoldungsordnungen A 
und B ohne die für die Polizeivollzugsbeam- 
ten früher geltenden Untergruppen (Fuß- 
noten). 

§ 19 

(1) Für die Zeit vom 1. April 1950 bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes wird eine 
Entschädigung in Höhe der sich nach den 



§§ 10, 11, 12, 13, 17 und 18 ergebenden Ver- 
sorgungsbezüge gewährt. 

(2) In den Ländern geltende Rechtsvor- 
schriften und Verwaltungsanordnungen, die 
die Gewährung einer Entschädigung für ent- 
gangene Bezüge aus der Zeit vor dem 
1. April 1950 vorsehen, bleiben unberührt, 
soweit das Land oder eine der Landesaufsicht 
unterstehende Körperschaft, Anstalt ^ oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts nach diesem 
Gesetz zur Wiedergutmachung verpflichtet 
ist. 

b) Berufssoldaten 

§ 20 

(1) Auf die Wiedergutmachungsansprüche 
der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
sowie ihrer Hinterbliebenen finden § 9 
Abs. 1 und 2, § 10 Abs. 1 sowie die §§ 11, 
11 a, 13 bis 19 entsprechende Anwendung 
mit folgender Maßgabe: 

1. Die noch dienstfähigen Berufssoldaten 
sind nach Möglichkeit in einem Amt an- 
zustellen, für das sie die erforderlichen 
Kenntnisse besitzen oder sich In einer an- 
gemessenen Einarbeitungszeit verschaffen 
können. 

2. Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be- 
messen sich nach den Besoldungsordnun- 
gen A und B; die Einreihung in diese Be- 
soldungsordnungen richtet sich nach der 
als Anlage 3 beigefügten Tabelle. Die 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters In 
den Besoldungsgruppen der Besoldungs- 
ordnung A bestimmt sich nach den für 
Beamte geltenden Vorschriften des 
Reichsbesoldungsgesetzes; die Ausfüh- 
rung regeln die Bundesminister des In- 
nern und der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung. 

(2) Zur früheren Wehrmacht gehören so- 
wohl die Wehrmacht im Sinne des Wehr- 
gesetzes vom 21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 609) wie die alte Wehrmacht (Heer, 
Marine, Schutztruppe) und die Reichswehr. 

c) Angestellte und Arbeiter 
§ 21 

(1) Auf die Wiedergutmachungsansprüche 
der Angestellten und Arbeiter, die einen ver- 
traglichen Anspruch auf Versorgung nach be- 
amtenrechtlichen Grundsätzen oder auf 


Ruhelohn haben oder ohne die Schädigung 
erlangt haben würden, finden die Vorschrif- 
ten cler §§ 9 bis 19 entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Für die übrigen Angestellten und Ar- 
beiter gelten die §§ 9, 14 und 15 entspre- 
chend. 

(3) Angestellte und Arbeiter, die im Ver- 
laufe ihrer Beschäftigung nicht In das Be- 
amtenverhältnis übergeführt worden sind, 
obwohl die Voraussetzungen dafür bei An- 
wendung rechtsstaatlicher Grundsätze Vor- 
lagen, sind unter entsprechender Anwendung 
des § 9 Abs. 2 nachträglich in das Beamten- 
verhältnis überzuführen. Das Besoldungs- 
dienstalter und die ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit sind so festzusetzen, wie wenn der Ange- 
stellte oder Arbeiter rechtzeitig in das Be- 
amtenverhältnis übergeführt worden wäre. 

(4) Der wiedergutmachungspflichtige 
Dienstherr hat auch Wiedergutmachung für 
einen Schaden zu gewähren, den Angestellte 
und Arbeiter durch Entlassung oder vorzei- 
tige Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses 
in einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung des öffentlichen Dienstes 
erlitten haben. 

§ 21 a 

(1) Angestellte und Arbeiter Im Sinne des 
§ 21 Abs. 2 erhalten, sofern sie ohne die schä- 
digende Maßnahme (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 a, b) 
nach den für sie geltenden Vorschriften eine 
Dienstzeit von mindestens fünfzehn Jahren 
erreicht haben würden und dienstfähig sind, 
bis zur Wiedereinstellung oder bis zum Ein- 
tritt der Dienstunfähigkeit, längstens jedoch 
bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres oder bis zur Erlangung des An- 
gestelltenruhegeldes oder der Invalidenrente, 
Bezüge in Höhe der Hälfte des Arbeitsein- 
kommens (Vergütung oder Lohn), das ihnen 
zugestanden hätte, wenn sie bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes nach Maßgabe des ihnen 
zuerkannten Wiedergutmachungsanspruchs 
wiedereingestellt worden wären. Wird die 
Dienstfähigkeit wiedererlangt oder das An- 
gestelltenruhegeld oder die Invalidenrente 
wegen Wiederherstellung der Erwerbsfähig- 
keit entzogen (§ 1293 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 42 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes), so lebt der Anspruch auf Be- 
züge nach Satz 1 wieder auf. 

(2) Ist dem Geschädigten, der zur Zeit der 
Entscheidung über den Wiedergutmachungs- 
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antrag (§ 26) die nach Absatz 1 erforderliche 
Dienstzeit erreicht haben würde, nach Ab- 
lauf von drei Monaten seit der Zustellung 
der Wiedergutmachungsentscheidung noch 
keine der Vorschrift des § 9 entsprechende 
Wiedereinstellung angeboten worden, so er- 
höhen sich von diesem Zeitpunkt an die ihm 
nach Absatz 1 zustehenden Bezüge auf das 
volle Arbeitseinkommen. Würde die nach 
Absatz 1 erforderliche Dienstzeit erst später 
erreicht sein, so werden vom Ersten des Mo- 
nats an, in dem sie erreicht wäre, die erhöh- 
ten Bezüge gemäß Satz 1 gewährt. 

(3) Auf die vorstehenden Bezüge wird 
Einkommen aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst voll angerechnet. Son- 
stige steuerpflichtige Arbeitseinkünfte aus 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft, aus Ge- 
werbebetrieb oder aus selbständiger oder 
nichtselbständiger Arbeit außerhalb des 
öffentlichen Dienstes im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes 
werden auf die Bezüge in Höhe von zwei 
Dritteln angerechnet; mindestens bleibt ein 
Betrag von einhundertfünfzig Deutsche Mark 
monatlich anrechnungsfrei. Die Vorschriften 
der §§ 159, 162 und 165 des Bundesbeamten- 
gesetzes gelten sinngemäß. 

(4) § 11a gilt sinngemäß. 

d) Nie htbca miete Hochschul- 
professoren und Privat- 
dozenten 

§ 21b 

Auf die Wiedergutmachungsansprüche der 
nichtbeamteten außerordentlidien Professo- 
ren und Privatdozenten an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen sowie ihrer Hinterbliebe- 
nen finden die Vorschriften der §§ 9, 10, 11, 
11a, 13, 16, 18 und 19 entsprediende An- 
wendung mit folgenden Maßgaben: 

1. Wäre der Geschädigte im Verlauf seiner 
akademischen Laufbahn voraussichtlich 

a) beamteter Dozent oder außerplan- 
mäßiger Professor, 

b) beamteter außerordentlicher Pro- 
fessor, 

c) ordentlicher Professor 

geworden, so ist ihm die Rechtsstellung 
und die Besoldung zu gewähren, als ob er 
im Falle 

von a) ein Amt der Diätenordnung für 
die außerplanmäßigen Professo- 


ren, die Dozenten und wissen- 
schaftlichen Assistenten an den 
wissenschaftlichen Hochschulen, 
von b) ein Amt der Besoldungsgruppe 
H 2, 

von c) ein Amt der Besoldungsgruppe 
H Ib 

bekleidet hätte, wobei die für Einzel- 
fälle zugelassenen Sonderregelungen so- 
wie Einnahmen an Unterrichtsgebühren 
unberücksichtigt bleiben. 

2. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit und das 
Diätendienstalter beginnen mit der Habi- 
litation, sofern sich nicht nach anderen 
Vorschriften ein früherer Zeitpunkt er- 
gibt. Die Zeit zwischen der Entziehung 
der Lehrbefugnis und der Wiederanstel- 
lung gilt als Dienstzeit im Sinne des Be- 
soldungs- und Versorgungsrechts. 

IIL ABSCHNITT 

Wiedergutmachungspflicht 

§ 22 

(1) Zur Wiedergutmachung verpflichtet ist 
der Dienstherr, in dessen unmittelbarem 
Dienstbereich die Schädigung stattgefunden 
hat. 

(2) Hat die Schädigung im Bereich einer 
Dienststelle des Reichs oder einer sonstigen 
Gebietskörperschaft oder Nichtgebietskör- 
perschaft stattgefunden, die seither wegge- 
fallen ist oder ihren Sitz außerhalb des Bun- 
desgebietes hat, so ist wiedergutmachungs- 
pflichtig der Dienstherr, der die Aufgaben 
der Dienststelle im Bundesgebiet ganz oder 
überwiegend weiterführt. Werden die Auf- 
gaben weder ganz noch überwiegend von 
einem Dienstherrn im Bundesgebiet weiter- 
geführt, so trifft die Wiedergutmachungs- 
pflicht den Bund. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
der Geschädigte im Bundesgebiet im Öffent- 
lichen Dienst als Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit verwendet wird oder nach dem 
8. Mai 1945 bis zum Eintritt In den Ruhe- 
stand verwendet worden ist; in diesem Falle 
trifft die Wiedergutmachungspflicht den der- 
zeitigen oder letzten Dienstherrn. 

(4) Ob eine Dienststelle, gegebenenfalls 
welche, die Aufgaben im Sinne des Absatzes 2 
weiterführt, entscheiden im Zweifelsfalle die 
Bundesminister des Innern und der Finanzen. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten ent- 
sprechend, wenn die Schädigung im Bereich 
einer Einrichtung im Sinne des § 2 a Abs. 1 
Nr. 4 stattgefunden hat. Werden im Falle des 
Absatzes 2 Satz 1 die Aufgaben einer Nicht- 
gebietskörperschaft ganz oder überwiegend 
von einer Einrichtung im Bundesgebiet wei- 
tergeführt, die keine Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Brechts ist, so 
ist diese Einrichtung zur Wiedergutmachung 
verpflichtet. 

§ 22 a 

(1) Hat der geschädigte Beamte einen An- 
spruch auf Wiederanstellung oder Beförde- 
rung gegen den Bund und steht im Bereiche 
der zuständigen obersten Bundesbehörde 
keine freie Planstelle zur Verfügung, die der 
ihm zu gewährenden Rechtsstellung und Be- 
soldung entspricht, so hat der Bundes- 
minister der Finanzen mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages zum Zwecke der Unterbringung des 
Geschädigten eine vorhandene Planstelle mit 
dem Zusatz „künftig umzuwandeln in Be- 
soldungsgruppe . . in eine Planstelle einer 
Besoldungsgruppe mit höherem Endgrund- 
gehalt umzuwandcln oder, falls die Wieder- 
anstellung oder Beförderung auf diese Weise 
nicht durchführbar ist, eine Planstelle der er- 
forderlichen Art mit dem Zusatz „künftig 
wegfallend'' im Haushaltsplan zusätzlich aus- 
zubringen. Diese Maßnahmen sind auch dann 
zulässig, wenn für den wiedergutmachungs- 
berechtigten Beamten eine seiner dienstlichen 
Eignung entsprechende Verwendung in 
einer freien Planstelle nicht möglich ist. 

(2) Freie planmäßige Stellen sind mit Be- 
amten zu besetzen, die aus einer Planstelle 
nach Absatz 1 besoldet werden und die er- 
forderliche Vor- und Ausbildung für das zu 
übertragende Amt besitzen. Der Bundes- 
minister der Finanzen kann Ausnahmen zu- 
lassen. Wird der Beamte in eine Planstelle 
des ordentlichen Stellenplans eingewiesen, so 
fällt die zusätzliche Planstelle weg; war die 
Stelle umgewandelt, so entfällt die Höher- 
stufung. 

§ 22 b 

(1) Wird ein gesdiädigter Beamter, dessen 
Wiederanstellungsanspruch sich gegen den 
Bund richtet, für den sich aber keine geeig- 
nete Verwendungsmöglichkeit im Bundes- 
dienst bietet, von einem anderen Dienstherrn 
wiederangestellt (§ 9), so kann diesem vor 
der Wiederanstellung von der obersten Bun- 


desbehörde (§ 26 Abs. 1) mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen ein laufen- 
der Zuschuß aus Bundesmitteln zugesidiert 
werden. 

(2) Der Zuschuß beträgt die Hälfte der 
Aufwendungen, die dem Bund an Dienst- 
bezügen entstehen würden, wenn er den ge- 
schädigten Beamten wiederangestellt hätte. 
Hat der andere Dienstherr den geschädigten 
Beamten nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bereits als Beamten auf Lebenszeit oder 
auf Zeit in einer nicht dem Wiedergut- 
machungsbescheid entsprechenden Rechtsstel- 
lung übernommen, so ist der Zuschuß höch- 
stens bis zum Betrage der in Durchführung 
der Wiedergutmachung entstehenden Mehr- 
aufwendungen zu bemessen. 

(3) Der laufende Zuschuß entfällt für die 
Zeit, während der der Beamte nach der Wie- 
deranstellung keine Dienstbezüge erhält. Er 
vermindert sich, solange der Beamte nicht 
die Dienstbezüge in der ihm nach dem Wie- 
dergutmachungsbescheid zustehenden Höhe 
erhält, in dem der Verminderung der Bezüge 
entsprechenden Verhältnis. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Ange- 
stellte und Arbeiter entsprediende Anwen- 
dung mit der Maßgabe, daß der laufende Zu- 
schuß nach Absatz 2 Satz 2 auch zugesichert 
werden kann, wenn sie vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes durdi einen anderen 
Dienstherrn übernommen worden sind; der 
Übernahme als Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit entspricht die Begründung eines dem 
Wiedergutmachungsbesdieid entsprechenden 
Rechtsverhältnisses. 

(5) Nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 in 
Verbindung mit Absatz 4 kann ein laufender 
Zuschuß auch zugesichert werden, wenn ein 
geschädigter Beamter als Dienstordnungs- 
angestellter oder ein geschädigter Dienstord- 
nungsangestellter als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit von einem anderen Dienstherrn 
mit der Besoldung übernommen wird, die 
dem Wiedergutmachungsbescheid entspricht. 
Im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 entspricht der 
Übernahme als Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit die Übernahme als Dienstordnuiigs- 
angestellter, der Übernahme als Dienstord- 
nungsangestellter die Übernahme als Beamter 
auf Lebenszeit oder auf Zelt. 

§ 22 c 

Wird ein Geschädigter (§ 9) von einem 
anderen als dem zur Wiedergutmachung ver- 
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pfliditeten Dienstherrn eingestellt oder als 
Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit in einer 
Planstelle angestellt, so sind die Aufwendun- 
gen für die Beschäftigung dieses Geschädig- 
ten oder die Planstelle, die mit ihm besetzt 
wird, auf die Pflichtanteile gemäß §§ 12 und 
13 des Gesetzes zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen anzuredinen. 
Satz 1 gilt auch, wenn der Geschädigte vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingestellt 
oder in einer Planstelle angestellt worden ist. 

§ 23 

(1) Wird ein Geschädigter von einem ande- 
ren als dem zur Wiedergutmachung ver- 
pflichteten Dienstherrn im Bundesgebiet als 
Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit oder 
als Angestellter oder Arbeiter mit vertrag- 
lichem Anspruch auf Versorgung nach be- 
amtenrechtlichen Grundsätzen oder auf 
Ruhelohn wieder angestellt, so hat der zur 
Wiedergutmachung verpflichtete Dienstherr 
bei Eintritt des Versorgungsfalles die Ver- 
sorgungsbezüge zu dem Teil zu erstatten, der 
dem Verhältnis der bis zur Wiederanstellung 
zurückgelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
zu der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit, nach vollen Jahren berechnet, entspricht. 

(2) Soweit Ruhegehälter und Hinrerbliebe- 
nenbezüge aus Versorgungskassen gezahlt 
oder erstattet werden, steht der dem wieder- 
gutmachungspflichtigen Dienstherrn zur Last 
fallende Anteil den Kassen zu. 

(3) Bestimmungen der Satzungen der Ver- 
sorgungskassen, nadi denen Personen über ein 
bestimmtes Lebensalter hinaus der Kasse 
nicht zugeführt werden können oder nach 
denen für solche Personen höhere Sätze zu 
zahlen oder Nachzahlungen zu entrichten 
sind, finden keine Anwendung. 

IV, ABSCHNITT 
Verfahren 

§ 24 ■ 

(1) Wiedergutmachung wird nur auf An- 
trag gewährt. Antragsberechtigt sind die in 
§ 2 Abs. 1 und § 2 b bezelchneten Personen. 

(2) Der Antrag Ist bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1956 bei der für den Wohnort 
zuständigen Anmeldebehörde oder, wenn der 
Geschädigte sich im öffentlichen Dienst be- 


findet, bei der Anstellungsbehörde oder der 
dieser entsprechenden Verwaltungsstelle zu 
stellen. Im Falle des späteren Zuzugs (§ 3 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3) endet die Frist 
gemäß Satz 1 ein Jahr nach der Wohnsitz- 
nahme im Bundesgebiet. Für Personen, die 
künftighin durch eine gemäß § 2 a Abs. 1 zu 
erlassende Rechtsverordnung In die Regelung 
dieses Gesetzes einbezogen werden, endet die 
Antragsfrist ein Jahr nach Verkündung der 
Rechtsverordnung. Die Frist gilt auch als ge- 
wahrt, wenn der Antrag rechtzeitig bei einer 
unzuständigen Behörde gestellt Ist. 

(3) Ist die in Absatz 2 genannte Frist ver- 
säumt, so schließt das den Antrag auf Wie- 
dergutmachung nicht aus, wenn der Geschä- 
digte ohne sein Versdiulden verhindert war, 
den Antrag fristgerecht einzureichen. 

(4) Eines Antrags bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte seinen Wiedergutmachungs- 
anspruch bereits auf Grund der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Rechts- 
vorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
angemeldet hat. 

§ 24 a 

Können Urkunden, die für die Geltend- 
machung von Ansprüchen nach diesem Ge- 
setz erforderlich sind, nicht beigebracht wer- 
den, so köppf^n nis Beweismittel audi eides- 
stattliche Versicherungen von Zeugen oder 
notfalls des Antragstellers selbst zugelassen 
werden. Zuständig für die Abnahme eides- 
stattlicher Versidierungen (§ 156 des Straf- 
gesetzbuchs) ist in diesen Fällen auch die 
Dienststelle, die für die Entscheidung über 
die geltend gemachten Ansprüche zustän- 
dig ist. 

§ 25 

(1) Die Behörde, bei der der Antrag auf 
Wiedergutmachung gestellt ist oder an die 
der Antrag zur Bearbeitung abgegeben wird, 
hat alle für die Entscheidung erheblichen Tat- 
sachen zu ermitteln. Nach Klärung des Sach- 
verhalts legt sie den Antrag mit ihrer Stel- 
lungnahme der zuständigen obersten Dienst- 
behörde oder Verwaltungsstelle des wieder- 
gutmadiungspflichtigen Dienstherrn vor. 

(2) Oberste Dienstbehörde Ist für die Ge- 
schädigten der früheren Reichsverwaltungen, 
deren Aufgaben von Dienststellen bundes- 
eigener Verwaltungen weitergeführt werden, 
die entsprechende oberste Bundesbehörde, 
für die Geschädigten der Bahn der Vorstand 



der Deutschen Bundesbahn (§ 20 Abs. 3 
Satz 1 des Bundesbahngesetzes vom 13. De- 
zember 1951 — Bundesgesetzbl. I S. 955). 
Für die übrigen Fälle, in denen der Bund 
wiedergutmachungspflichtig ist, bestimmt der 
Bundesminister des Innern, welche Behörde 
als oberste Dienstbehörde gelten soll. 


§ 26 

(1) Die Entscheidung über die Wiedergut- 
machung trifft die oberste Dienstbehörde 
oder Verwaltungsstelle (§ 25), soweit nicht 
nach den in den Ländern geltenden Rechts- 
vorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
eine andere Behörde zuständig ist. 

(2) Die Entscheidung ist zu begründen. 
Aus der Begründung muß hervorgehen, auf 
Grund welcher Tatsachen und Beweismittel 
der Wiedergutmachungsanspruch anerkannt 
oder abgelehnt wird und in welchem Um- 
fange Wiedergutmachung zu gewähren ist. 

(3) Die Entscheidung ist dem Antragstel- 
ler zuzustellen. 

(4) Gegen eine Entscheidung, durch die der 
Wiedergutmachungsanspruch ganz oder teil- 
weise abgelehnt wird, ist der Verwaltungs- 
rechtsweg zulässig, soweit nicht die in den 
Ländern geltenden Rechtsvorschriften oder 
Verwaltungsanordnungen für Wiedergut- 
machungsansprüche gegen das Land oder eine 
der Landesaufsicht unterstehende Körper- 
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlidien 
Rechts einen anderen Rechtsweg vorsehen. 
Die Frist zur Beschreitung des Rechtsweges 
beträgt drei Monate seit Zustellung der an- 
gefochtenen Entscheidung. 

§ 27 

(1) Wird der Wiedergutmachungsanspruch 
auf § 16 gestützt, so ist in den Fällen des § 16 
Satz 2 die Entscheidung (§ 26) auszusetzen, 
bis das schädigende Urteil aufgehoben ist 
oder die beamten- oder versorgungsrecht- 
lichen Folgen des Urteils im Gnadenwege be- 
seitigt sind. Entsprechendes gilt, wenn der 
Wiedergutmachung ein Urteil im Sinne des 
§ 8 Abs. 1 Nr. 3 entgegensteht. 

(2) Solange für den Bereich eines Dienst- 
herrn eine Regelung über die Beseitigung 
strafrechtlicher oder dienststrafrechtlicher 
Maßnahmen nicht getroffen ist, stehen diese 
Maßnahmen einer Wiedergutmachung des 
erlittenen Schadens nicht entgegen. 


§ 27 a 

Ist eine Einrichtung im Sinne des § 2 a 
Abs. 1 Nr. 4 zur Wiedergutmachung ver- 
pflichtet, so finden die §§ 25 bis 27 keine An- 
wendung. Das Verfahren regelt sich in diesen 
Fällen nach dem Vierten Abschnitt des Bun- 
desergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
mit Ausnahme der §§ 82, 90, 91 und 95. 


V. ABSCHNITT 
Zahlungsvorschriften 

§ 28 

Die Zahlung der laufenden Versorgungs- 
bezüge beginnt mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, im Falle des späteren Zuzugs (§ 3 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3) jedoch mit dem 
Ersten des Monats, in dem der Berechtigte 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Bundesgebiet genommen hat, 

§ 29 

(1) Die als Wiedergutmachung zu gewäh- 
renden Zahlungen werden, soweit der Bund 
wiedergutmachungspflichtig ist und keine 
für die Zahlung zuständige Bundesdienst- 
stelle besteht, von dem Lande, in dem der 
Berechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt hat, für Rechnung des Bundes 
geleistet. 

(2) Auf die Leistungen nach diesem Gesetz 
werclen Versorgungsbezüge, Vorschüsse auf 
solche, Zuwendungen, Unterhaltsbeiträge und 
ähnliche Zahlungen, die für den gleichen 
Zeitraum geleistet worden sind, angerechnet. 

§ 30 

(1) Standen einem Berechtigten vor Zuer- 
kennung einer Wiedergutmachung auf 
Grund dieses Gesetzes Versorgungsansprüche 
gegen einen anderen als den nach § 22 wie- 
(dergutmachungspflichtlgen Dienstherrn zu, 
so erstattet dieser Dienstherr die vom wie- 
dergutmachungspflichtigen Dienstherrn zu 
zahlenden Versorgungsbezüge insoweit, als er 
ohne die Wiedergutmachung zur Zahlung 
von Versorgungsbezügen verpflichtet sein 
würde. 

(2) In den Fällen der §§ 14 und 15 hat der 
ohne die Wiedergutmachung zur Zahlung 
von Versorgungsbezügen verpflichtete 
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Dienstherr die Versorgungsbezüge in der 
sich aus dem Wiedergutmachungsbescheid er- 
gebenden Höhe zu leisten. Der wiedergut- 
machungspflichtige Dienstherr ist ihm in 
Höhe des sich durch die Wiedergutmachung 
ergebenden Mehrbetrages zur Erstattung 
verpflichtet. 

(3) Sind für die Zeit vom 1. April 1950 ab 
Zahlungen von einem anderen als dem wie- 
dergutmachungspflichtigen Dienstherrn ge- 
leistet worden, so sind sie diesem von dem ge- 
mäß Absatz 1 oder 2 verpflichteten Dienst- 
herrn bis zu der Höhe zu erstatten, in der 
sie nach diesem Gesetz zu leisten waren. Dies 
gilt auch In den Fällen des § 32 Abs. 2. 

(4) Durch Verwaltungsvereinbarung kann 
die Erstattungspflicht abweichend geregelt 
werden. 

VL ABSCHNITT 
Verwirkung 

§ 31 

(1) Die Wiedergutmachung kann ganz oder 
teilweise versagt oder entzogen werden, 
wenn 

1. ein Geschädigter, der die geseLzIIdie 
Altersgrenze noch nicht erreicht hat und 
noch dienstfähig ist, nach Geltend- 
machung seines Wiedergutmachungs- 
ansprudhs schuldhaft einer Aufforderung 
zur Wiederaufnahme seines Dienstes in 
einer den Erfordernissen des § 9 Abs. 2 
entsprechenden Beschäftigung innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nicht nach- 
kommt oder 

2. ein Geschädigter wissentlich oder grob 
fahrlässig falsche oder irreführende An- 
gaben über die Schädigung gemacht, ver- 
anlaßt oder zugelassen oder zum Zwecke 
der Täuschung sonstige für die Entschei- 
dung erhebliche Tatsachen verschwiegen, 
entstellt oder vorgespiegelt hat oder 

3. ein Geschädigter einem Zeugen, einem 
Sachverständigen oder einem Mitglied der 
über die Wiedergutmachung entscheiden- 
den Stelle Geschenke oder andere Vor- 
teile anbietet, verspricht oder gewährt, 
um ihn zu einer falschen Aussage, einem 
falschen Gutachten oder zu einer Hand- 
lung zu bestimmen, die eine Verletzung 
seiner Dienst- oder Amtspflicht enthält. 


(2) Die Wiedergutmachung ist zu ent- 
ziehen, wenn ein Geschädigter nach dem 
23. Mai 1949 die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
bekämpft hat. 

(3) § 26 findet Anwendung. 


VIL ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 31 a 

(1) Wird einem Geschädigten, dessen 
Dienstverhältnis durch die Schädigung ge- 
endet hat, wegen nomineller Mitgliedschaft 
in der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 
Wiedergutmachung nicht gewährt, so ist er 
so zu behandeln, wie wenn er in der im Zeit- 
punkt der Schädigung erreichten Rechtsstel- 
lung bis zum 8. Mai 1945, längstens bis zur 
Vollendung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres oder bis zum Eintritt der Dienst- 
unfähigkeit (Berufsunfähigkeit, Arbeits- 
unfähigkeit) oder bis zum Ablauf der Amts- 
periode im Dienst verblieben wäre und im 
Sinne der §§ 1, 62 oder 63 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen mit Ablauf des 8. Mai 1945 sein Amt 
oder seinen Arbeitsplatz aus anderen als be- 
amten- oder tarifrechtlichen Gründen ver- 
loren oder, falls er an diesem Tage versor- 
gungsberechtigt gewesen wäre, aus den glei- 
chen Gründen keine oder keine ent- 
sprechende Versorgung mehr erhalten hätte. 

(2) Auf Geschädigte, denen durch die Schä- 
digung die Versorgungsbezüge entzogen wor- 
den sind, findet Absatz 1 entsprechende An- 
wendung. 

(3) Entsprechendes gilt für die versor- 
gungsberechtigten Hinterbliebenen der In 
Absatz 1 und 2 bezeichneten Geschädigten, 
wenn der Geschädigte vor dem 8. Mai 1945 
verstorben ist. 

§ 31b 

(1) Bei Personen, die nach dem 8. Mai 1945 
in das Beamtenverhältnis berufen worden 
sind oder berufen werden, gilt die Zeit, um 
die der Abschluß ihrer Vorbildung oder die 
Berufung in das Beamtenverhältnis nach ab- 
geschlossener Vorbildung aus Verfolgungs- 
gründen (§ 1) verzögert worden ist, als 
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Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und 
Versorgungsrechts; §§ 7 und 8 Abs. 1 gelten 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt entsprediend für Inhaber 
von Zivil- oder Polizeiversorgungsscheinen 
sowie für Personen, deren Einstellung in das 
Angestellten- oder Arbeiterverhältnis ver- 
zögert worden ist. 

§ 31c 

(1) Bei Beamtinnen, die wegen ihres Ge- 
schlechtes entlassen worden sind, ist, wenn sie 
nach dem 8. Mai 1945 wieder in das Be- 
amtenverhältnis berufen worden sind oder 
berufen werden, die Zeit der Niditverwen- 
dung als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- 
und Versorgungsrechts zu berücksichtigen, 
wie wenn die Dienstlaufbahn regelmäßig ver- 
laufen wäre. 

(2) Sind die in Absatz 1 bezeichnetcn Per- 
sonen aus dem dort genannten Grunde trotz 
abgeschlossener Vorbildung für eine Be- 
amtenlaufbahn in einem einer niedrige- 
ren Laufbahn zugehörigen Amt verwendet 
worden, so ist, wenn ihnen nach dem 8. Mai 
1945 ein ihrer Vorbildung entsprechendes 
Amt übertragen worden ist oder übertragen 
wird, die in dem Amt der niedrigeren Lauf- 
bahn zurückgelegte Dienstzeit besoldungs- 
und versorgungsreditlich so zu berücksichti- 
gen, wie wenn die Dienstlaufbahn regelmäßig 
verlaufen wäre. 

(3) §§ 7, 8 Abs. 1 und 31b Abs. 1 gelten 
entsprechend. 

§ 31 d 

(1) Die früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen, 
die einen Anspruch auf Versorgung gegen- 
über ihrem Dienstherrn hatten oder ohne die 
Verfolgung erlangt hätten, erhalten vom 
1. Oktober 1952 an monatliche Versorgungs- 
zahlungen auf der Grundlage ihrer früheren 
Dienstbezüge; Entsprechendes gilt für ihre 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen. 
Allgemeine Änderungen der Bezüge von 
Versorgungsempfängern des Bundes sind zu 
berücksichtigen. 

(2) Die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen erlassen durch Reditsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die näheren Bestimmungen über Vor- 
aussetzungen und Höhe der Versorgungszah- 
lungen sowie über das Verfahren. 


§ 31 e 

(1) Sind für einen wiedergutmachungs- 
berechtigten Beamten oder Berufssoldaten, 
dem Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hin- 
terbliebenenversorgung gewährleistet ist 
(§§ 9 bis 11, 20), in der Zeit von der Schädi- 
gung bis zur Zustellung der Entscheidung 
über den Wiedergutmachungsantrag Beiträge 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen, 
zur Arbeitslosenversicherung oder zur Kran- 
kenversicherung entrichtet worden, so wer- 
den ihm auf seinen Antrag nach Maßgabe der 
Regelung des Absatzes 4 die Arbeitnehmer- 
anteile aus diesen Beiträgen und etwaige frei- 
willig entrichtete Beiträge abzüglich der ge- 
währten Leistungen erstattet; die im Wege 
der Nachversidierung zur Rentenversiche- 
rung entrichteten Beiträge werden ihm nicht 
erstattet. Ein Antrag auf Erstattung eines 
Teiles der Arbeitnehmeranteile und der etwa 
freiwillig entrichteten Beiträge ist unzulässig. 
Ist der Beamte verstorben, so kann der An- 
trag von den Erben gestellt werden. Der Er- 
stattungsantrag ist bis zu der in § 24 Abs. 2 
bezeichnetcn Frist oder binnen sechs Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung über den 
Wiedergutmachungsantrag zu stellen; § 24 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Der Zustellung der Entscheidung über 
den Wiedergutmachungsantrag nach Absatz 1 
Satz 1 steht die Anerkennung des Wiedergut- 
machungsanspruchs im Sinne des § 32 Abs. 2 
gleich. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für wiedergutmachungsberechtigte 
Angestellte und Arbeiter, die 

1. wegen Gewährleistung einer Anwart- 
schaft auf Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen im Zeitpunkt der 
Schädigung versicherungsfrei waren, 

2. ohne die erlittene Schädigung Anwart- 
schaft auf Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen oder auf Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenversorgung erlangt 
hätten und damit versicherungsfrei ge- 
worden wären, mit der Maßgabe, daß die 
Erstattung erst von dem Im Wiedergut- 
machungsverfahren festgestellten Zeit- 
punkt ab beginnt. In dem diese Versiche- 
rungsfreiheit eingetreten wäre. 

(4) Erstattet werden nur die Arbeit- 
nehmeranteile der Beiträge und die freiwilli- 
gen Beiträge, die im Bundesgebiet und im 
Lande Berlin entrichtet worden sind, ein- 



schließlich der für die Zeit vom 1. Juli 1945 
bis 31. Januar 1949 an die Versicherungs- 
anstalt Berlin (VAB) entrichteten Beiträge. 
Soweit Beiträge im Bundesgebiet vor dem 
21. Juni 1948 entrichtet worden sind, wer- 
den die Arbeitnehmeranteile und die frei- 
willigen Beiträge abzüglich der gewährten 
Leistungen im Verhältnis 10 : 1 erstattet; im 
Lande Berlin finden die Vorschriften 
der Währungsergänzungsverordnung vom 
20. März 1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 86) Anwendung. 

§ 32 

(1) Die in den Ländern und im Bereich der 
ehemaligen Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets geltenden Rechtsvor- 
schriften oder Verwaltungsanordnungen über 
die Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts werden aufgehoben, soweit sie sich 
auf die Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes beziehen. Dies gilt nicht für die in den 
5?^ 19 Abs. 2 und 26 Abs. 1 und 4 genannten 
Bestimmungen; Erlaß, Aufhebung oder Ände- 
rung derartiger Bestimmungen bleibt der 
Landesgesetzgebung überlassen. 

(2) Soweit Wiedergutmachungsfälle der in 
§ 1 bezeiclineten Personen vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durdi Anerkennung des Wie- 
uci guLniauiuiigsanspruclis abschließend gün- 
stiger als nach diesem Gesetz geregelt sind 


oder eine Verwirkung des Wiedergut- 
machungsanspruchs eingetreten ist, behält es 
hierbei sein Bewenden. 

§ 33 

Finden auf Grund dieses Gesetzes Verfah- 
ren ihre Erledigung, so bleiben Gebühren 
und Auslagen außer Ansatz. 

§ 34 

(1) Dieses Gesetz gilt entsprechend für 
Personen, die ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in Berlin (West) haben oder 
hatten, wenn das Land Berlin die zur An- 
wendung des Gesetzes erforderliche gesetz- 
liche Regelung trifft und die Verpflichtung 
übernimmt, die den Ländern im Bundes- 
gebiet nach diesem Gesetz obliegen, auch so- 
weit Personen ihren Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Bundesgebiet haben. 

(2) Die Ausführung regelt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung. 

§ 35 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 
in Kraft. 

(2) Ist ein Geschädigter (§ 9) vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wiederverwen- 
det worden, so ist ihm die sich aus § 9 Abs. 2 
ergebende Besoldung bereits vom Zeitpunkt 
der Wiederverwendung an zu gewähren. 
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Anlage 1 zu § 2 a 
Abs. 1 Nr. 3 


1. Deutscher Handwerks- und Gewerbe- 
kammertag 

2. Industrie- und Handelskammern 

3. Handwerkskammern 

4. Handwerkerinnungen, Kreishandwerker- 
schaften 

5. Reichsnährstand Hauptabteilung I, II, III 

6. Landwirtschaftskammern, Bauern- 
kammern, Landwirtschaftlicher Verein in 
Bayern 

7. Krankenkassen der Reidisversicherung 
(Orts-, Land- und Innungskrankenkassen) 

8. Reichsknappschaft 

9. Berufgenossenschaften der Unfallver- 
sicherung und Gemeindeunfallversiche- 
rungsverbände 

1 0. Landes Versicherungsanstalten, Gemein- 
schaftsstelle der Landesversicherungsan- 
stalten 

11. Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stellte 

12. Reichsverbände der Orts-, Land-, Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen, Kas- 
senverbände 

13. öffentlich-rechtliche Lebens-, Unfall- und 
Haftpflichtversicherungsanstalten 

1 4. öffentlich-rechtliche Sachversicherungs- 
anstalten 

15. Verband öffentlich-rechtlicher Feuerver- 
sicherungsanstalten in Deutschland 

16. Öffentlich-rechtlicher Hagelversiche- 
rungsverband 

17. Versorgungskasse der Träger der Reichs- 
versicherung in Berlin 

18. Allgemeine Angestelltenversorgungskasse 
für deutsche Krankenkassen, Berlin 

19. Allgemeine Ruhegehaltsversicherung 
deutscher Krankenkassen, Berlin 

20. Reichsbank, Nationalbank für Böhmen 
und Mähren 


21. öffentliche Sparkassen 

22. Deutscher Sparkassen- und Giroverband 

23. Regionale Sparkassen- und Giroverbände 

24. Landesbanken, Provinzialbanken und 
Girozentralen 

25. Schlesische Landeskreditanstalt Breslau 

26. Regionale Stadtsdiaften 

27. Preußische Zentralstadtschaft 

28. Regionale Landschaften 

29. Zentrallandsdiaft für die Preußischen 

Staaten J 

30. Regionale landschaftliche Banken 

31. Zentrallandschaftsbank 

32. Ritterschaften 

33. Ritterschaftliche Banken 

34. Preußische Staatsbank (Seehandlung), 
Sächsische Staatsbank, Thüringische 
Staatsbank 

35. Deutsche Zentralgenossenschaftskasse 

36. Deutsche Reichsbahn-Gesellsdiaft 
(1924—1937) 

37. Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

38. Wasser- und Bodenverbände, die am 
30. Januar 1933 Körperschaftsrechte hat- 
ten oder durch Zusammenschluß der- 
artiger Körperschaften nach dem 30. Ja- 
nuar 1933 geschaffen worden sind 

39. Dr. Güntz’sche Stiftung 

40. Unternehmen „ReIchsautobahnen'‘ 

(25. August 1933 bis 14. Juni 1938) 

41. Handelshochschule in Leipzig 

42. Leipziger Meßamt (Reichsmesseamt in 
Leipzig) 

43. Landlieferungsverbände 

44. Schlesische Boden- und Kommunalkredit- 
anstalt In Troppau 

45. Theaterstiftung in Dessau 
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46. Kulturstiftung In Dessau 

47. Stiftung Sdiulpforta 

48. Kassenärztliche Vereinigung Deutsch- 
lands 

49. Kassendentlstlsche Vereinigung Deutsch- 
lands 

50. Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Deutschlands 

51. Reidisapothekerkammer 

52. Reichsärztekammer 

53. Reichstierärztekammer 

54. Zahnärztekammern 

55. Rechtsanwaltskammern bis 13. Dezem- 
ber 1935, Reichsrechtsanwaltskammer 

56. Francke’sche Stiftungen in Halle a/S. 


57. Kammer der Vereinigungen nichtgewerb- 
licher Verbraucher (Konsumentenkam- 
mer) in Hamburg 

58. Städtische Betriebe Lübeck 

59. Lübeckische Kreditanstalt 

60. Einrichtungen der gesetzlichen Versiche- 
rung (Sozialversicherung) mit Körper- 
sdiaftsrechten in Böhmen und Mähren 

61. Boden- und Kommunal-Kreditanstalt in 
Böhmen und Mähren 

62. Landesbank für Mähren 

63. LandwIrtschaftlidie Bezirksvorschuß- 
kassen in Böhmen 

64. Deutsche Landes- und Bezirkskommis- 
sionen für Kinderschutz und Jugendfür- 
sorge in Schlesien, Böhmen und Mähren 
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Anlage 2 

zu § 2 a Abs. 1 Nr. 4 


1. Messeamt Königsberg GmbH 

2. Königsberger Werke und Straßenbahn- 
GmbH, Königsberg (Pr.) 

3. Königsberger Fuhrgesellschaft mbH, Kö- 
nigsberg (Pr.) 

4. Stiftung für gemeinnützigen Wohnungs- 
bau GmbH, Königsberg (Pr.) 

5. Dresdner Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
werke-AG 

6. Stettiner Stadtwerke GmbH und ihre 
Vergesellschaften: 

a) Städtische Werke- AG, Stettin 

b) Stettiner Straßen-Eisenbahn-Gesell- 
schaft"') 

c) Elektrizitätswerke AG, Stettin'") 

7. Städtische Werke Memel AG 

8. Magdeburger Versorgungsbetriebe AG 

9. Städtisdie Betriebswerke Reichenbadi 
GmbH, Reichenbach/Eulcngeb. 

10. Danziger Hafengesellschaft GmbH 

11. Königsberger Hafengesellschaft mbH, 
Königsberg (Pr.) 

12. Stettiner Hafengesellschaft mbH 

13. Sdilesische Philharmonie GmbH 


*) Die Angehörigen der unter Nr. 6 b und c aufge- 
führten Einrichtungen sind nur einbezogen, wenn 
sie im Zeitpunkt der Errichtung der Stettiner 
Stadtwerke GmbH (7. Juni 1937) die Altersgrenze 
nodt nicht erreicht hatten und noch dienstfähig 
waren. 


14. Gemeinnütziges Pfandleihhaus der Stadt 
Breslau GmbH 

15. Lübecker Transport- und Müllabfuhr AG 

16. Hamburger Frelhafen-Lagerhaus-Gesell- 
schaft AG 

17. Altonaer Quai- und Lagerhaus AG 

18. Berliner Städtische Gaswerke AG 

19. Berliner Städtisdie Wasserwerke AG 

20. Berliner Verkehrs-Aktiengesellschaft 
(BVG) 

21. Gemeinnützige Berliner Ausstellungs-, 
Messe- und Fremdenverkehrs-GmbH 

22. Berliner Anschlag- und Reklamewesen- 
GmbH 

23. Berliner Brennstoff-Gesellschaft mbH 

24. Berliner Stadtgüter-GmbH 

25. Strandbad Wannsee-GmbH 

26. Berliner Hafen und Lagerhaus AG'''’) 

27. Berliner Müllabfuhr-AG'"'") 

28. Niederrheinische Frauenakademie, Düs- 
seldorf'’*'’^) 

29. Elektrizitätswerk- und Straßenbahn-AG, 
Braunschweig'"'") 


**) Die Angehörigen der unter Nr. 26 bis 29 aufge- 
führteii Einrichtungen sind nur einbezogen, wenn 
sie als Geschädigte 

a) der Berliner Hafen und Lagerhaus AG am 
1. Oktober 1934 

b) der unter Nr. 27 bis 29 bezcichneten Einrich- 
tungen im Zeitpunkt des Übergangs auf die die 
Aufgaben fortführende Gebietskörperschaft 

die Altersgrenze nodi nicht erreicht hatten und 
noch dienstfähig waren. 



Anlage 3 

zu § 20 Abs. 1 Nr. 2 


An die Stelle der 
Besoldungsgruppe 


tritt die 

Besoldungsgruppe 


C 1 a 

B 3 a 

C 1 b 

B 3 a 

C2 

B 3 a 

C3 

B4 

C4 

B 7 a 

C5 

Ala 

C6 

A2b 

C7 

A 2 c 2 

C 8 

A 3 b 

C9 

A5 b 

C 10 

A5 b 

CU 

A 5 b 

C 12 

A2c2 

C13 

A 3 b 

C 14 

A 4 b 2 

C 15 

A 4 c 2 

C 16 

A6 

C17 

A5 b 

C 18 

A6 

C 19 

A 8 a (6. bis 8. Stufe) 

C 20 a 

A 8 a (5. bis 7. Stufe) 

C21 a 

A 8 a (4. bis 6. Stufe) 

C22a 

A 8 a (3. bis 5. Stufe) 

C23 a 

A 8 a (1. bis 3. Stufe) 

C20b 

A 8 c 1 

C21 b 

A 8 c 2 (2. Stufe) 

C22 b 

A8c3, A8c2 
(1. Stufe) 

C23 b 

A8c5, A8c4 

C24 

A 11 

C25 

All 
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